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Seit die vier Siegermächte nach Kriegsende beschlossen, „nach eigenem Ermessen Streit- 
kräfte und zivile Dienststellen in jedem beliebigen Teil oder auch in allen Teilen 
Deutschlands (zu) stationieren"', war eine alliierte militärische Präsenz auf deutschem 
Territorium - damit auch in Berlin - völkerrechtlich legitimiert. Diese Legitimation blieb 
auch nach der Gründung der Bundesrepublik und der DDR gültig. Unter dem Eindruck 
des Ost-West-Konfliktes wurde das in der Bundesrepublik geltende Besatzungsrecht2 
weitgehend in Vertragsrecht zwischen den drei Westalliierten und der Bundesregierung 
übergeleitet. Im Vertrag über die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und den Drei Mächten, dem sogenannten Deutschlandvertrag, wurde Einvernehmen 
über die Beendigung des Besatzungsregimes erzielt und der Bundesrepublik „die volle 
Macht eines souveränen Staates über ihre inneren und äußeren At~gelegenheiten"~ ver- 
traglich zugebilligt. Im völkerrechtlichen Sinne konnte allerdings nicht von uneinge- 
schränkter Souveränität gesprochen werden. Die Fortexistenz einiger weniger auf altem 
Besatzungsrecht beruhender Privilegien gab den Drei Mächten auch nach Inkrafttreten 
des Pariser Vertragswerkes im Mai 1955 unmittelbare Eingriffsmöglichkeiten in Souve- 
ränitätsbereiche der Bundesrepublik. Eines dieser Alliierten Vorbehaltsrechte bestätigte 
das Recht der Drei Mächte zur Truppenstationierung in Deutschland und regelte die 
wichtigsten Aspekte der Stationierungspraxis. Es stand allerdings in einem Spannungs- 
verhältnis zu denjenigen Abkommen, die im Rahmen des Beitritts der Bundesrepublik zur 
NATO abgeschlossen und in denen die Stationierung fremder Truppen auf dem Gebiet 
der Bundesrepublik vertraglich geregelt worden waren. 

Durch die Existenz der Alliierten Vorbehaltsrechte erhielt die Bundesrepublik einen 
rechtlichen Sonderstatus. Die folgende Studie beschäftigt sich mit der Bedeutung des 
Rechtes der Drei Mächte zur Truppenstationierung fiir den außenpolitischen Handlungs- 
spielraum der Bundesrepublik. Im Vordergrund steht dabei die systematische Überprü- 
fung der Hypothese, daß das Recht auf Truppenstationierung den außenpolitischen 
Handlungsspielraum der Bundesrepublik beeinflußt hat. Diese ist keinesfalls unumstrit- 

1 Vgl. Erklämng in Anbetracht der Niederlage Deutschlands und der Übernahme der obersten Re- 
gierungsgewalt hinsichtlich Deutschlands, hier Art. 12, Berlin, 5.6.1945, in: Rechtsstellung 
Deutschlands. Völkerrechtliche Verträge und andere rechtsgestaltende Akte. Hrsg. von Dietrich 
Rnuschniiig, München: Deutscher Taschenbuch VerlagBeck 1989 (2. Aufl.), S. 15-20 (20). Siehe 
auch Potsdamer Protokoll vom 2.8.1945, ebd., S. 21-34. 

2 Besatzungsstatut für Westdeutschland vom 10.4.1949 (in Kraft getreten am 21.9.1949), in: Doku- 
mentation zur Deutschlandfrage. Von der Atlantik-Charta 1941 bis zur Berlin-Sperre 1961. Hrsg. 
von Heinrich von Siegler, Hauptbd.1. Bonn u.a.: Siegler 1961, S. 74-76. 

3 Vgl. Vertrag über die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Drei 
Machten (Deutschlandvertrag) vom 26.5.1952 (geanderte Fassung vom 23.10.1954). in: 
Rnirschnblg, Rechtsstellung Deutschlands, S .  45-49. 



ten. Wissenschaftliche Analysen zu den Entscheidungsprozessen zwischen der Bundesre- 
publik und den Drei Mächten sowie der operativen Umsetzung sicherheitspolitischer 
Konzeptionen in Fragen der Truppenstationiemng beschäftigten sich bislang kaum mit 
der rechtlichen Sonderrolle des westlichen Teilstaates und ihrer Bedeutung für den 
außenpolitischen Handlungsspielraum. In der Regel wurden die bi- bzw. multilateralen 
sicherheitspolitischen Prozesse mit Hilfe von Strukturanalysen des internationalen Sy- 
stems erklärt. 

Das Vorbehaltsrecht zur Truppenstationiemng setzte sich aus zwei sich erganzenden 
Komponenten zusammen: 

1. Die Alliierten haben das Recht, Truppen in Deutschland zu stationieren 
(Rechtskomponente). 

2. Die Alliierten übernehmen gleichzeitig Verantwortlichkeiten und Pflichten in be- 
zug auf die Stationierung von Streitkräften in Deutschland Um ihren Pflichten 
nachkommen zu können, dürfen die Drei Mächte, Truppen in „Effekti~stärke"~ in 
der Bundesrepublik stationieren (Verantwortlichkeitskomponente). 

In welcher Form haben Rechts- und Verantwortlichkeitskomponente der Alliierten Vor- 
behaltsrechte den außenpolitischen Handlungsspielraum der Bundesrepublik beeinflußt? 
Aufgmnd sicherheitspolitischer Erwägungen war die Bundesrepublik seit Beginn der 
finfziger Jahre vor allem daran interessiert, Truppenreduzierungen der Westalliierten zu 
verhindern. Davon ausgehend wird daher im folgenden angenommen, daß die Alliierten 
Vorbehaltsrechte auf zweifache Weise - und zwar in direkter wie in indirekter Form - 
deutsche Außenpolitik beeinflußt haben. Durch die Aufspaltung der Alliierten Vorbe- 
haltsrechte in eine Rechts- und eine Verantwortlichkeitskomponente eröffnen sich dem- 
zufolge vier Annahmen: 

1. Die Drei Mächte hatten zwei Möglichkeiten, die Rechtskomponente der Alliierten 
Vorbehaltsrechte direkt einzusetzen. Zum einen konnte sie als Begründung her- 
angezogen werden, um einseitig über Truppenkontingente zu verfiigen oder mit 
Hilfe des Druckmittels des Truppenabmgs die Bundesregierung zu Konzessionen 
zu zwingen. Zum zweiten war das Recht zur Truppenstationiemng ursprünglich 
auch ein Instrument der Alliierten zum Schutz vor Deutschland. In beiden Fällen 
hätten die Alliierten Vorbehaltsrechte den deutschen Handlungsspielraum einge- 
schränkt. 

2.  Zum anderen konnte sich die Bundesregierung, um umfangreiche alliierte Truppen- 
reduzierungen zu verhindern, direkt auf die Verantwortlichkeitskomponente be- 
rufen, da diese den Schutz für die Bundesrepublik und Berlin beinhaltete. So 
eingesetzt konnten die Alliierten Vorbehaltsrechte im Sinne einer Erweiterung 
des Handlungsspielraums wirken. 

3 .  Setzten die Regierungen der Drei Mächte oder einzelne Mitglieder dieser 
Regierungen den rechtlichen Sonderstatus der Bundesrepublik mit einem 
Minderstatus gleich, genauer, begegneten sie der Bundesrepublik in deutlicher 

4 Ebd. S. 46. „Effektivstärke" bedeutet die Tnippenstärke zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses. 



Abgrenzung von anderen Verbündeten auffallend kooperationsunwillig, ohne daß 
strukturelle Abhängigkeiten dafir verantwortlich waren, so wäre eine indirekte 
Wirkung der Rechtsfigur der Alliierten Vorbehaltsrechte auf das zwischenstaat- 
liche Verhältnis anzunehmen. Diese hätte eine Verringerung des deutschen Hand- 
lungsspielraums zur Folge gehabt. 

4. Die Alliierten Vorbehaltsrechte beinhalteten f i r  die Bundesrepublik die Gefahr 
einer Prestigeminderung nach innen, da Bonn innerhalb der vorbehaltsrechtlichen 
Bestimmungen nur sehr geringe Mitwirkungsrechte hatte. Die Bundesregierung 
hat zwar in der Regel versucht, den Sonderstatus nicht zum Thema innenpoli- 
tischer Diskussionen werden zu lassen, um nicht eingestehen zu müssen, daß das 
Fundament des Problems des Sonderstatus, die Alliierten Vorbehaltsrechte, nicht 
in ihrem Kompetenzbereich lag. Von einer indirekten Wirkung der Alliierten 
Vorbehaltsrechte auf seiten der Bundesrepublik kann dann gesprochen werden, 
wenn trotz dieser Bemühungen eine innenpolitische Diskussion begann, deren 
Folgen nur durch außenpolitische Kurskorrekturen zu kontrollieren waren. 

Anhand von zwei Fallstudien über die deutsch-amerikanischen Auseinandersetzungen 
über das Devisenausgleichsabkommen für Truppenstationierungen von 1966167 sowie 
die Auswirkungen der Diskussion über das Zusatzabkommen zum NATO-Truppenstatut 
im Jahre 1988 auf das transatlantische Verhältnis, wird in der folgenden Untersuchung 
empirisch überprüft, ob das Vorbehaltsrecht zur Truppenstationiemng in der Form der 
Rechts- und Verantwortlichkeitskomponente die deutsche Außenpolitik direkt, indirekt 
oder überhaupt nicht beeinflußt hat. Dabei wird die Wirkung der Alliierten VorbehaIts- 
rechte schwerpunktmäßig anhand des deutsch-amerikanischen Verhältnisses analysiert. 
Eine Konzentration auf die USA erscheint aus zwei Gründen gerechtfertigt. Die Tmppen- 
kontingente der Vereinigten Staaten repräsentierten die umfangreichste ausländische 
Streitmacht auf deutschem Territorium und waren politisch sowie militärstrategisch von 
größter Bedeutung fur die Sicherheit der Bundesrepublik. 

I. Die Rechtsprndlnge der Stafionieriri1g alliierter Truppen 

Mit der Gnindung der Bundesrepublik 1949 veränderte sich das nach Ende des Zweiten 
Weltkrieges eingeführte Besatzungsregime. Die Alliierte Hohe Kommission übernahm 
die Gesetzgebungstätigkeit des Alliierten Kontrollrates.' Nach wie vor war Deutschland 
ein besetzter Staat; die Anwesenheit ausländischer Truppen gründete sich weiterhin auf 
das Recht der Siegerstaaten, auf dem Territorium des besiegten Staates - ohne dessen 
ausdrückliche Einwilligung - militärisch präsent zu sein (ius occupntionis b e l l i ~ a e ) . ~  

5 Faktisch war die Gesetzgebungskompetenz des Kontrollrates bereits 1948 durch den Auszug der 
sowjetischen Delegation blockiert. 

6 Vgl. dazu Sebastian Bar1.schlAxel Sauder, Die rechtlichen Grundlagen der ausländischen Tmp- 
penstationierung in Deutschland im Wandel der politischen Rahmenbedingungen, in: Gunther 
Hellrnann (Hrsg.), Alliierte Präsenz und deutsche Einheit. Die politischen Folgen militärischer 
Macht. Baden-Baden: Nomos 1994, S. 47-88 (50). 



Bereits 1949 zeichnete sich mit den der neugewählten Bundesregierung vorgelegten 
Grundsätzen eines Besatzungsstatuts eine Neuordnung des Verhältnisses zwischen den 
Westmächten und der Bundesrepublik ab. In dem am 21. September 1949 in Kraft getre- 
tenen Besatzungsstatut für Westdeutschland behielten sich die Drei Mächte ausdrücklich 
das Recht zur Stationierung von Truppen in Deutschland vor.' Weltpolitische Verände- 
rungen, hervorgerufen durch die Verschärfung des Ost-West-Gegensatzes, machten aber 
schon zu Beginn der Cnfziger Jahre Revisionen im Verhältnis zwischen der Bundesre- 
publik und den Westalliierten notwendig. Die Pariser Verträges, die 1955 in Kraft traten, 
regelten vor allem die Grundlagen für den Beitritt Bonns zur westlichen Verteidigungs- 
gemeinschaft. Als Gegenleistung besiegelten sie das Ende des Besatzungsregirnes. 

Einer vollständigen Wiederherstellung deutscher Souveränität entsprach das allerdings 
nicht. Im Vertrag über die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
den Drei Mächten (Deutschlandvertrag) behielten sich die Westmächte u.a. das Recht 
vor, weiterhin Streitkräfte in Deutschland zu ~tationieren.~ Die Bestimmungen des 
Deutschlandvertrages waren allerdings nicht eindeutig formuliert und schufen so ein 
Spannungsverhältnis zwischen den vorbehaltsrechtlichen und den vertraglichen Grundla- 
gen der Stationierung ausländischer Truppen. 

1.1. Vorbehaltsrechtliche Grundlagen der Truppenstationierung 

Art. 4 Abs. 2 Deutschlandvertrag sah vor, daß „die von den drei Mächten bisher ausge- 
iibten oder innegehabter1 und weiterhin beizzrbehaJter7derl Rechte in bezug auf die Sta- 
tionierung von Streitkräften in Deutschland von den Bestimmungen dieses Artikels nicht 
berührt werden, soweit sie für die Ausübung der im ersten Satz des Artikels 2 dieses 
Vertrags genannten Rechte erforderlich s ind.  Damit wurde das Vorbehaltsrecht zur 
Truppenstationierung in Deirtschlcrnd aus dem in Artikel 2 festgeschriebenen gesarnt- 
deutschen Vorbehalt abgeleitet. Diese Einschränkung verhinderte nach Meinung einiger 
Völkerrechtsexperten eine Vertragsinterpretation, nach der die Stationierung aus- 
ländischer Truppen auf dem Territorium der Bundesrepublik ausschließlich auf einer rein 
vertraglichen, auf gegenseitigem Einvernehmen zwischen den Stationierungsmächten 
beruhenden Vereinbarung beruhte." Sie reagierten damit auf die Argumente der Befür- 

7 Ebd.S.51.  
8 Zum Pariser Vertragswerk zählten die Revision des 1952 ausgehandelten Deutschlandvertrages, 

die Vereinbarungen der Neun-Mächte-Konferenz von London, die auf der 15-Mächte-Konferenz 
von Paris ausgesprochene Einladung an die BRD, der NATO und der WEU beizutreten sowie die 
deutsch-französischen Verhandlungen zum Saarstatut. 

9 Weitere Alliierte Vorbehaltsrechte betrafen die „bisher ausgeübten und innegehabten Rechte und 
Veranwortlichkeiten in bezug auf Berlin und auf Deutschland als Ganzes einschließlich der Wie- 
dervereinigung Deutschlands und einer friedensvertraglichen Regeliing". Art. 4 in: Rnuschning, 
Rechtsstellung Deutschlands, S. 45f (16). 

10 Zu den Völkerrechtsexperten. die in dem Art. 4 Abs. 2 Satz 1 des Deutschlandvertrages eine recht- 
liche Grundlage fur die Stationierung alliierter Truppen in der BRD sehen, zählen u.a. Helmut 
Rumpf und Dieter Schröder. Die Gegenposition, nach der die Stationierung auf vertraglichen Ab- 
machungen beruht, an denen die BRD als vertragschließender Staat beteiligt ist, vertrat beipiels- 
weise der BotschaAer a.D. Wilhelm Gre~ige. Vgl. Wilhelm Grewe, Souveränität in der Bundesre- 
publik, in: Archiv des öffentlichen Rechts, Jg. 80, Nr. 112 (1955/56), S. 23 1-240. 



worter einer vertraglichen Rechtsauslegung, die auf die weiteren Bestimmungen des Art. 
4 Abs. 2 verweisen: Darin bestatigten die Drei Mächte, daß sie in der Btrndesrepublzk 
Streitkräfte nur in vollem Einvernehmen mit der Bundesregierung stationieren würden 
und beabsichtigten, die Rechte und Pflichten dieser Streitkräfte in einem gesonderten 
Vertrag zu regeln." Die im Deutschlandvertrag vorgenommene sachliche Trennung 
zwischen der Stationierung von Truppen in Deutschland einerseits und in der Bundes- 
republik andererseits schuf eine Rechtsunsicherheit, die bis zum Oktober 1990 ungeklärt 
blieb.I2 

1.2. Vertragliche Grundlagen der Truppenstationierung 

Die vertraglichen Regelungen über den Aufenthalt ausländischer Streitkräfte auf dem 
Territorium der Bundesrepublik sind zum einen im Vertrag über den Aufenthalt ausländi- 
scher Streitkräfte in der Bundesrepublik Deutschland, zum anderen im NATO- 
Truppenstatut und in seinem Zusatzabkommen festgelegt. 

Der Aufenthaltsvertrag, der im Oktober 1954 als Teil der Pariser Verträge zwischen 
den Drei Mächten und der Bundesrepublik beschlossen wurde, erhebt die Bundes- 
republik in den Fragen der Truppenstationierung in den Stand eines gleichberechtigten 
Partners. Interessanterweise wurde im Aufenthaltsvertrag die Passage des Deutschland- 
Vertrages, in der die Truppenstärken der Alliierten auf die zum Zeitpunkt der Unter- 
zeichnung bestehenden Effektivstärken begrenzt wurden, wiederholt.I3 Die Bundes- 
republik war zum damaligen Zeitpunkt bestrebt, einen weiteren Anstieg der Truppen- 
stärken auszuschließen. Der beginnende Kalte Krieg und die daraus resultierenden Ver- 
änderungen der sicherheitspolitischen Rahmenbedingungen der Bundesrepublik bewirk- 
ten jedoch eine Änderung der deutschen Interessen. Anstatt wie bisher darauf bedacht zu 
sein, einen unkontrollierten Anstieg alliierter Streitkräfte zu verhindern, waren die nach- 
folgenden Bundesregierungen ausnahmslos daran interessiert, alliierte Truppenabzüge zu 
verhindern. 

Nach der Aufnahme der Bundesrepublik in das Atlantische Bündnis im Jahre 1955 trat 
sie auch dem NATO-Truppenstatut vom 19. Juni 1951 bei. Dieses Dokument regelt bis 
zum heutigen Datum die Rechtsstellung ausländischer Truppen auf den Territorien der 
Stationierungsstaaten. Anders als bei anderen NATO-Mitgliedstaaten konnte die Bundes- 
republik diesem nicht automatisch beitreten. Erst 1959, nach vier Jahren zaher Verhand- 
lungen, unterschrieben die Vertreter der Bundesregierung die Vertragsurkunden. Die 

1 1 Vgl. Helmut RuitlpJ Das Recht der Truppenstationierung in der Bundesrepublik, Karlsmhe: C.F. MuUer, 
S. 7. 

12 Rurlipfspricht in diesem Zusammenhang von einer „zwiespältigen Regelung'' und kritisiert diese in 
den politischen Nachkriegwerträgen nicht selten anzutreffenden Klauseln, „in denen politische 
Kompromisse auf Kosten der juristischen Klarheit und Logik fisierl worden sind." Vgl. ebd., S. 8. 
Vgl. außerdem Dieter Scitröder, Sonderstellung Deutschland. Die Siegermächte können ihre Vor- 
behaltsrechte nur noch bchutsain wahrnehmen, in: Die Zeit, 14.10.1988. 

13 Vertrag über den Aufenthalt ausländisclier Streitkräfte in der Bundesrepublik Deutschland 
(Aufenthaltsvertrag) vom 23.10.1954, in: Vertrage der Bundesrepublik Deutschland. Bd. 7. Bonn, 
KölnL3erlin: C. Heymanns 1957, S. 609-613. 



lange Verhandlungsdauer erklarte sich aus dem Sonderstatus der Bundesrepublik. Aus 
unterschiedlichen Grunden bestanden die Alliierten darauf, daß die Bundesrepublik nur 
einem durch Zusatzregelungen erganzten NATO-Truppenstatut beitreten konnte l 4  Nach 
einem vierjahrigen Ratifikationsprozeß erlangte das NATO-Tnippenstatut 1963 e r  die 
Bundesrepublik Gultigkeit Es loste den Vertrag uber die Rechte und Pflichten auslandi- 
scher Streitkrafte und ihrer Mitglieder in Deutschland (Truppenvertrag), den Finanz- 
vertrag und das Abkommen uber die steuerliche Behandlung der Streitkrafte und ihrer 
Mitglieder (Steuerabkommen) ab l 5  

2. Tratisntlatltische Aliseinanderse fzungen iiher dns deutsch-amerikmlische OfSset- 
Ahkornn~en 1966/67 

2.1. Die Ausgangslage 

Nur wenige Monate, nachdem im Marz 1966 die franzosische Regierung angekündigt 
hatte, daß sie aus der militärischen Organisation des atlantischen Bundnisses austreten 
wollte und damit die NATO in die bis dato schwerste Krise ihres Bestehens stürzte, wur- 
de der Allianzzusammenhalt erneut einem schweren Belastungstest unterzogen Im Zuge 
der Auseinandersetzungen zwischen den Vereinigten Staaten, Großbritannien und der 
Bundesrepublik uber die Frage der Stationierung alliierter Streitkralle kam es insbeson- 
dere in den deutsch-amerikanischen Beziehungen zu Konflikten ' W i e  Kontroversen um 
deutsche Devisenausgleichsaufwendungen für amerikanische und britische Truppen- 
stationierungen in der Bundesrepublik fulirten zwischenzeitlich zu einer drastischen 
Verschlechterung des transatlantischen Verhaltnisses, so daß die Beteiligten negative 
Folgen für den Fortbestand der NATO befiirchteten, wenn es nicht gelang, eine einver- 
nehmliche Losung zu finden I'  

14 Neben der Befürchtung, ohne die Unterzeichnung eines Zusatzabkommens ihren privilegierten 
Status gegenüber der Bundesrepublik zu gePAhrden, erwarteten die drei Westmächte heftige innen- 
politische Proteste. wenn sie die BRD wie andere Staaten dem Tnippenstatut beitreten lassen wür- 
de, ohne ihrer Vergangenheit Rechnung zu tragen. Vgl. RnrtscliLSauo'er, Rechtliche Grundlagen, 
S. 54f. 

15 VgI. Vertrag über die Rechte und Pflichten ausländischer Streitkräfte und ihrer Mitglieder in der 
Bundesrepublik Deutschland in der geänderten Fassung vom 23.10.1954, in: Bundesgesetzblatt 
(zit. als BGBI). 1955/II. S. 321, Finanmertrag, ebd., S. 381-404: sowie Abkommen über steuerli- 
che Behandlung der Streitkr'ue und ihrer Mitglieder, ebd., S. 443-473. 

16 Obwohl neben der Bundesrepublik und den USA auch Großbritannien an diesem transatlantischen 
Konflikt beteiligt war, saden die Hauptakteure jedoch in Bonn und Washington. Daher wird im 
folgenden die britische Rolle während der Verhandlungen nicht eigenständig analysiert, sondern 
nur dann mit einbezogen, wcnn sie Aspekte der deutsch-amerikanischen Beziehungen erklären 
hilft. 

17 So forderte zum Beispiel dcr persönliche Berater von Präsident Lyndon Johnson, Francis Bator, in 
zahlreichen Memoranden an Johnson, diesem Problemkomples wegen seiner weitgehenden Itnpli- 
kationen für amerikanische Sicherlieitsinteressen in Europa höchste Aufnierksankeit zu widmen. 
Vgl. Francis Bntor, Menioranduni for tlic President. Wednesday, March 16, 1966 LBJ Library, 
Bestand Haftendorn. 



Zum Ausgleich der Devisenkosten, welche die Stationierung amerikanischer Truppen 
in der Bundesrepublik verursachten, hatten Washington und Bonn im Oktober 1961 eine 
Regelung vereinbart. In dieser hatte sich die Bundesregierung verpflichtet, in festgelegter 
Höhe amerikanische Rüstungsgüter zu erwerben und Kredittransaktionen zu tätigen. 
Diese bilateralen Devisenausgleichs- oder Offset-Abkommen hatten in der Regel eine 
Laufzeit von jeweils zwei Jahren und bestanden unabhängig von den multilateralen 
NATO-Zahlungsvereinbarungen, die alle Mitglieder der Allianz betrafen." Aufgrund der 
sich verschlechternden haushaltspolitischen Lage sah sich die Regierung unter Bundes- 
kanzler Ludwig Erhard der sechziger Jahre nicht in der Lage, die vertraglich mge- 
sicherten Rüstungskäufe im Rahmen des Devisenausgleichs in den USA zu tätigen. Das 
deutsche Ersuchen um Zahlungsaufschub bei den Rüstungskäufen wurde 1966 vom 
amerikanischen Präsidenten Lyndon B. Johnson abgelehnt. Ahnlich verhielt es sich mit 
dem deutsch-britischen Offset-Abk~rnmen.'~ Für den Fall, daß die Bundesrepublik ihren 
Zahlungsverpflichtungen nicht nachkommen würde, drohte die Regierung in London 
kompromißlos mit Reduzierungen der Truppenstärke der British Army of the Rhine 
(BAOR). Alliierte Truppenreduzierungen entsprachen jedoch keinesfalls deutschen 
Sicherheitsinteressen. Auch von Seiten der USA wurden für den Fall, daß die Bundesre- 
publik ihren Offset-Verpflichtungen nicht nachkommen würde, im Laufe des Verhand- 
lungsprozesses mehrfach von Vertretern der Johnson-Administration und vom US- 
Kongreß Reduzierungen der amerikanischen Truppen in Deutschland angedroht. 

Im Zusammenhang mit der vorliegenden Untersuchung stellt sich daher die Frage, ob 
die Regierung der USA versucht hat, die Rechtskomponente des Truppenstationierungs- 
rechts direkt zu benutzen, um ihrer Forderung nach vollem, vertraglichem Devisen- 
ausgleich Nachdruck zu verleihen? Leitete Washington aus der Rechtskomponente ab, 
einseitig und eigenmächtig über Reduzierungen seiner Truppen entscheiden zu können? 
Oder wirkte das Vorbehaltsrecht zur Truppenstationiemng indirekt, indem die amerika- 
nische Administration meinte, Bonn auf Grund seines rechtlichen Sonderstatus in Fragen 
der Truppenstationierung vergleichsweise stärker unter Druck setzen zu können als an- 
dere NATO-Partner? 

Seitens der Bundesrepublik hatte die Verhinderung amerikanischer Truppenreduzie- 
rungen sicherheitspolitische Priorität. Gibt es Hinweise, daß die Bundesrepublik im Ver- 
lauf der Offset-Verhandlungen versucht hat, die Verantwortlichkeitskomponente dazu zu 
benutzen, um die fir  ihre Sicherheit elementare Truppenpräsenz zu erhalten? Im Falle 
umfassender amerikanischer Reduzierungsabsichten hätte von deutscher Seite darauf 
verwiesen werden können, daß die in den Vorbehaltsrechten erwähnten amerikanischen 
Verantwortlichkeiten gegenüber Deutschland nicht mehr hätten gewährleistet werden 

18 Bilaterale Offset-Abkommen schloß die Bundesrepublik neben den USA nur mit Großbritannien 
ab. Zur Vorgeschichte und den Details der Offset Vereinbamngen siehe ausführlicher die Disserta- 
tion von Elke Thiel, Dollar-Dominanz, Lastenteilung und amerikanische Truppen in Europa. Zur 
Frage kritischer Verknüpfungen währungs- und stationierungspolitischer Zielsetzungen in den 
deutsch-amerikanischen Beziehungen. Baden-Baden: Nomos 1979, S. 63-67. 

19 Zum deutsch-britischen Offset-Abkommen vgl. Gregory Treverlon, Tlie „Dollar-Drain" and Ame- 
rican Forces in Germany. Managing the Political Economics of Alliance. Athens, OH: Ohio 
University Press 1978, S. 33f. 



können. Oder war die Bundesrepublik primär darauf bedacht, Beschränkungen des 
außenpolitischen Handlungsspielraums durch eine Thernatisierung des deutschen Sonder- 
Status nach innen wie nach außen zu vermeiden? 

2.2. Die Johnson-Administration und das Vorbehaltsrecht zur Truppenstationiemng 

Interne Dokumente aus dem Weißen Haus belegen, daß die Johnson-Administration die 
Frage der Rechtsgrundlagen alliierter Truppen in der Bundesrepublik diskutiert und dazu 
eine Position entwickelt hatte. Offensichtlich schrieben die USA - anders als von der 
Bundesregierung gewünscht - der vorbehaltsrechtlichen Grundlage der Truppenstationie- 
rung politische Relevanz zu. Am deutlichsten wird dies in einem Memorandum des 
Weißen Hauses vom 9. April 1966. In der Weisung für den Sonderbotschafter Johnsons, 
John McCloy, wurde dieser fur seine bevorstehenden Gespräche mit der Bundesregie- 
rung in Bonn über die französische Entscheidung instruiert, aus der NATO austreten zu 
wollen. Darin äußerte die amerikanische Regierung Verständnis für die Rechtsgrund- 
lagen der Stationierung französischer Truppen in der Bundesrepublik: 

,,France's right to maintain its forces in West Germany derives not from NATO ar- 
rangements, but from a series of agreements dating back to 1945 For exarnple, the 
Convention on the Presence of Foreign Forces in the FRG of October 23, 1954, 
confirrns the French right to maintain its troops in the FRG up to the levels France 
had there at the time of West Germany's entry into NATO (i e , approximately the 
Same as now) Thus, even if France should cease to be a party to the North Atlan- 
tic Treaty, France can argue that it retains the basic legal rights to maintain troops 
in Germany" i n  

Frankreichs Truppenprasenz auf deutschem Territorium beruhte bis zu dem Zeitpunkt 
des franzosischen NATO-Austrittes auf gleichen rechtlichen Grundlagen wie die der 
Vereinigten Staaten Als eine der Siegerrnachte des Zweiten Weltkrieges war Paris 
Signatarstaat des Deutschlandvertrages Den vertraglichen Regelungen der Truppen- 
prasenz, also Aufenthaltsvertrag und NATO-Truppenstatut, war Frankreich ebenfalls 
beigetreten Aufgrund identischer Rechtsgrundlagen konnen Interpretationen der ameri- 
kanischen Regierung zur Rechtsstellung franzosischer Truppen in der Bundesrepublik als 
Aussage uber die Bewertung der Rechtssituation der eigenen auf deutschem Territorium 
stationierten Tmppenverbande verstanden werden Demnach waren die USA der Mei- 
nung, daß das Vorbehaltsrecht zur Truppenstationierung die eigentliche Rechtsgrundlage 
begrundete und nicht primar NATO-Vereinbarungen wie der Aufenthaltsvertrag Wie der 
Disput der Bundesregiemng mit Frankreich uber die Rechtsstellung zeigte2', folgte Bonn 
dieser Interpretation nicht Wenn die USA der Ansicht waren, daß der Deutschland- 
vertrag auch die Rechtsgrundlage fur die Stationierung arnerikanischer Truppen auf 
deutschem Territorium darstellte, waren Truppenreduzierungen nicht zwingend an die 

20 Vgl. Memorandum for Guidance of Mr. McCloy in his Discussion of French Forces in Germany, 
Washington, April 9, 1966; in: Foreign Relations of the United States (FRUS), 1964-68, Bd. XIII, 
Western European Region. Washington, DC: Government Printing Office 1995, S. 357-360. 

21 Vgl. dazu den Beitrag von Ase1 Snuder, Bündnisverteidiyng und Deutschlandpolitik: Die Doppel- 
funktion der französischen Tmppen in Deutschland, S. 159-186 in diesem Band. 



Zustimmung der Bundesregierung gebunden. Die Annahme eines rechtlichen Sonder- 
Status der Bundesrepublik durch die Existenz der Alliierten Vorbehaltsrechte seitens der 
USA rechtfertigt daher die Vermutung, daß Washington in einem transatlantischen 
Konfliktfall, wie es die Offset-Verhandlungen waren, die Möglichkeit gehabt hätte, die- 
sen Sonderstatuts zum eigenen Vorteil zu nutzen. Dies gilt es U. a. im folgenden zu un- 
tersuchen. 

2.3. Transatlantischer Dissenz: Bilaterale Verhandlungen oder Dreier-Gespräche? 

Zum ersten Mal in der Geschichte der Bundesrepublik verzeichnete 1966 das Brutto- 
sozialprodukt keine Steigerungsraten. Die Regierung Erhard kämpfte mit den innenpoli- 
tischen Folgen eines wachsenden Haushaltsdefizites und sah sich immer weniger in der 
Lage, ihrer aus den Offset-Vereinbarungen resultierenden Verpflichtung nachzukommen, 
in den Jahren 1965 und 1966 für $1.35 Mrd. Rüstungsgüter in den USA zu bestellen 
(und zu bezahlen). Am 1. September 1966 hatte Bonn erst für $ 665 Mio. Bestellungen 
aufgegeben und Rechnungen in der Höhe von $ 261 Mio. begli~hen.~' Neben den Zah- 
lungsschwierigkeiten der Bundesrepublik bei der Erfüllung des alten Abkommens stan- 
den im Herbst 1966 zusätzlich turnusgemäß Neuverhandlungen der Offset-Abkommen 
mit den Vereingten Staaten und Großbritannien für die Jahre 1967-68 an.23 In dieser 
Situation hoffte die Regierung Erhard, zwei Ziele verwirklichen zu können: Zum einen 
galt es, von der amerikanischen und der britischen Regierung einen Zahlungsaufschub für 
das laufende Offset-Abkommen zu erhalten. Zum anderen sollte erreicht werden, daß die 
Ausgleichszahlungen der Bundesrepublik fir  die folgenden Jahre reduziert wurden. Bun- 
deskanzler Ludwig Erhard, den ein freundschaftliches Verhältnis mit Präsident Johnson 
verband, war zuversichtlich, diese Ziele in enger bilateraler Kooperation mit den USA 
verwirklichen zu können.24 Diese Hoffnung sollte sich als Trugschluß erweisen. 

In Washington war die Johnson-Administration wegen ihres umfassenden sozialpoliti- 
schen Programms ('Great Society') und der Fortsetzung des Vietnam-Krieges unter 
verstärkten innenpolitischen Druck geraten. Im US-Kongreß wurden die Stimmen lauter 
und zahlreicher, die größere Verteidigungsanstrengungen der Europäer forderten.25 
Erhards Andeutungen, daß beim Devisenausgleich Schwierigkeiten bestünden, kamen fur 

22 Vgl. Treverton, Dollar-Drain, S. 34. Zahlen in einem Memorandum von Verteidigungsminister 
McNamara an Präsident Johnson; vgl. Memorandum for the President by Robert McNamara, 
September 19, 1966, LBJ Library, Bestand Haftendorn. 

23 Die Offset-Abkommen der Bundesrepublik mit den USA bzw. Großbritannien liefen im Frühling 
bzw. Sommer 1967 aus. Vgl. Helga HaJeiidorn, Kernwaffen und die Glaubuürdigkeit der Allianz: 
Die NATO-Krise von 1966167. Baden-Baden: Nomos 1994, S. 243. 

24  Erhard betrachtete Johnson als seinen Vertrauten und Freund und gab sich in Verkennung der 
amerikanisclien Situation der Illusion hin, in einem persönlichen Gespräch Johnson von dem 
Freundschaftsdienst des Zahlungsaufschubs überzeugen zu können. Vgl. Treverlon, Dollar-Drain, 
S. 36. 

25 Der Mehrheitsführer der Demokraten im Senat, Mike Mansfield, legte im August 1966 den Ent- 
wurf fur eine weitergehende Senats-Resolution vor, in der er sich für eine substantielle Truppen- 
reduzierung aussprach. Mansfields Unterstützung im Senat wuchs. Außerdem war Johnson auf die 
Unterstützung des Senats für seine Vietnam-Politik angewiesen. Vgl. Thiel, Dollar-Dominanz, 
S. 163f. 



die Amerikaner zu einem denkbar ungunstigen innenpolitischen Zeitpunkt, da auch der 
finanzielle wie politische Handlungsspielraum Washingtons beschrankt war Die drohen- 
de Nichterfiillung des Offset-Abkommens mit Großbritannien seitens der Bundesrepublik 
und die dann zu erwartenden britischen Truppenreduzierungen hatten die f i r  die John- 
son-Administration ohnehin schon schwierige innenpolitische Lage noch ungunstiger 
gestaltet Fur den Fall britischer Truppenabzuge erwartete man in Washington Ketten- 
reaktionen in anderen NATO-Landern'" die wiederum den innenpolitischen Forderungen 
in den USA nach eigenen Reduzierungen Nachdruck verliehen hatten Die Folge Ware 
eine empfindliche Beeintrachtigung amerikanischer Sicherheitsinteressen gewesen John- 
son schlug der Bundesrepublik umfassende Gesprache zwischen den drei Regietungen 
uber den Gesamtkomplex von Truppenstationierung und Devisenausgleich vor, um auf 
diesem Wege die Anforderungen aus der amerikanischen Innenpolitik zu entscharfen 

Der Vorschlag, Dreier-Gespräche anzuberaumen, traf aber in Bonn aus zwei Gründen 
auf wenig Gegenliebe. Die Regierung Erhard befürchtete zum einen, daß sie sich gegen- 
über dem vereinten Druck der Amerikaner und Briten in einer schwachen Verhandlungs- 
position befinden würde, die die Verwirklichung unmittelbarer deutscher Ziele - 
Zahlungsaufschub für das bestehende Offset-Abkommen und die Reduzierung zukünfti- 
ger deutscher Zahlungen - unwahrscheinlich machen würde. Sie stimmte zwar mit der 
amerikanischen Regierung überein, daß dringend über Grundfragen der atlantischen 
Sicherheit und des Bündniszusarnmenhaltes gesprochen werden müßte. Bonn wollte je- 
doch eine Situation vermeiden, in der die fiskalische Problematik der Devisenausgleichs- 
zahlungen die militärpolitische Strategiediskussion bestimmte. Anders ausgedrückt: Kon- 
zeptionen transatlantischer Sicherheit und damit auch die Stärke der amerikanischen 
Truppen in der Bundesrepublik sollten nicht primär von finanziellen Erwägungen abhän- 
gen, sondern von dem übergeordneten Gesichtspunkt, die Verteidigungsfahigkeit zu ge- 
währleisten. Erhard ging davon aus, daß es ihm aufgrund seines engen Verhältnisses zum 
amerikanischen Präsidenten gelingen würde, diesem in einem persönlichen Gespräch un- 
ter vier Augen seine Beweggründe zu erläutern und ein Junktim zwischen deutschen 
Zahlungen und der Höhe der amerikanische Truppenpräsenz zu verhindern. Zum anderen 
lehnte die Bundesrepublik trilaterale Verhandlungen ab, um den Eindruck zu vermeiden, 
daß Bonn hauptsächlich für die finanziellen Aufwendungen verantwortlich sei, die den 
USA und Großbritannien den Aufenthalt ihrer Truppen auf deutschem Territorium er- 
möglichten.:' Neben den sicherheitspolitischen Implikationen beinhaltete ein Junktim 
zwischen Ausgleichszahlungen und Truppenpräsenz nach Ansicht der Bundesregierung 
die Gefahr, daß die deutschen Offset-Leistungen als Begleichung alliierter Besatzungs- 
kosten betrachtet würden. Bonn lag viel daran, die Thematisierung des deutschen Sonder- 
Status in diesem sensiblen Bereich zu vermeiden. Außerdem war die Bundesregierung 
bestrebt zu verhindern, daß Großbritannien - analog zu den USA - einen vollständigen 
Devisenausgleich forderte. In der Folgezeit wurde aber deutlich, daß Bonn den sicher- 
heitspolitischen Konsequenzen eines Junktims wesentlich größere Bedeutung zumaß als 
den politischen Folgen einer Statusminderung. 

26 Vgl. IfaJendorn, Kernwaffen und die Glaubwürdigkeit der Allianz, C. 239 
27 Vgl. ebd.. S. 240-241. 



Die deutschen Bemühungen, die Zustimmung Washingtons zu einer engen bilateralen 
Abstimmung über die wichtigsten Inhalte der Verhandlungen vor dem Beginn von Drei- 
er-Gesprächen zu erreichen, scheiterten. Das lag hauptsächlich daran, daß die Regierung 
nicht in der Lage war, die innenpolitischen Beschränkungen in Washington und die dar- 
aus resultierenden Zwänge der US-Administration richtig einzuordnen. Sonst hätte man 
in Bonn erkennen mussen, daß Washingtons Wunsch, Großbritannien an den Verhand- 
lungen zu beteiligen, primär dem Ziel diente, die Fortsetzung amerikanischer Präsenz 
innenpolitisch nicht ZLI gefährden, indem den Kongreßmitgliedern, die sich für Verände- 
rungen in der bisherigen amerikanischen Europapolitik einsetzten, weitere argumentative 
Munition in die Hand gegeben würde. Im Kern verfolgten die Bundesrepublik und die 
USA also identische Zielsetzungen. 

Somit bestanden keine grundsätzlichen Meinungsverschiedenheiten in der Sache, son- 
dern 'nur' über den Weg. Da Erhard dies aber nicht erkannte, mußte ihm die Ablehnung 
seiner Bitten nach bilateraler Abstimmung als persönliche Niederlage erscheinen. Die 
Gefahr einer Thematisierung des deutschen Sonderstatus von amerikanischer Seite be- 
stand dagegen nicht. Die Entscheidung der amerikanischen Regierung, sich über die 
deutschen Bedenken hinwegzusetzen, war kein Zeichen dafür, daß die USA beabsichtig- 
ten, einseitig gegen die Interessen der Bundesrepublik zu entscheiden Die USA hatten 
keine Veranlassung, die Alliierten Vorbehaltsrechte direkt einzusetzen, um ihren Stand- 
punkt durchzusetzen und taten es auch nicht. Da Washington sich auch nicht anschickte, 
seine Verpflichtungen zu vernachlassigen, sondern im Gegenteil die Dreierverhandlungen 
befürwortete, um seine Verantwortung f i r  die europaischen Sicherheit auch in Zukunft 
wahrnehmen zu konnen, bestand auch fur die Bundesrepublik keine Notwendigkeit, die 
Verantwortlichkeitskomponente ihrerseits direkt einzusetzen. 

Allerdings gab es innerhalb der Johnson-Administration keine einheitliche Auffassung 
über die Frage, wie auf die deutsche Zahlungsunfähigkeit beim Devisenausgleich zu rea- 
gieren sei. Dabei vertraten das State Department unter Außenminister Dean Rusk und 
sein Stellvertreter George Ball, der Berater im Nationalen Sicherheitsrat, Francis Bator, 
sowie der amerikanische Botschafter in Bonn, George McGhee, eine gemäßigte Linie. 
Nach dem Austritt Frankreichs aus der militärischen Organisation der NATO waren diese 
sehr darauf bedacht, den Zusammenhalt und die Glaubwürdigkeit der Allianz nicht zu- 
sätzlich zu gefährden. Sie plädierten aus diesen Gründen nachhaltig für eine kooperative 
Verhandlungsposition gegenüber der Bundesregierung. Der Plan, das deutsche Offset- 
Problem im Rahmen von Dreier-Gesprächen lösen zu wollen, um damit die Briten von 
einseitigen Reduzierungen abzuhalten, fand auch die Unterstützung von Ball und B a t ~ r . ~ "  
Diese rieten dem Präsidenten zwar davon ab, der Bundesregierung direkt mit Tmppen- 
abzügen zu drohen, plädierten aber dafir, in den Dreier-Gesprächen den Gesamtkomplex 
von Streitkräfiestärken, Dislozierung und Devisenausgleich zu behandeln.29 

28 Vgl. Memo to President from Bator, Subject: Agenda for Meeting on European Policy, August 23, 
1966 LBJ Library. Bestand Haftendorn. 

29 Vgl Hafrendoi71, Kernwaffen und die Glaubwürdigkert der Allianz, S. 240. 



Verteidigungsminister Robert McNamara schätzte die Folgewirkungen britischer 
Truppenabzüge als weniger gravierend ein als seine Kollegen im State Department. Er 
setzte sich mit Nachdruck dafür ein, daß die Bundesregierung das laufende Offset- 
Abkommen vollständig erfiillte. Sollte Bonn diesen Verpflichtungen nicht nachkommen, 
schlug er als Gegenmaßnahme Tmppenreduzierungen vor und befürwortete eine Auswei- 
tung der Transportkapazitäten, um Tmppenverbände im Krisenfall schnell nach Europa 
überführen zu können.30 Der Vietnam-Krieg dominierte die tagespolitische Agenda des 
Pentagon und ordnete alle weiteren politischen Ereignisse den Bemühungen unter, den 
Krieg so schnell wie möglich erfolgreich zu beenden. McNamara fand für seine Auf- 
fassung Unterstützung bei Finanzminister James Fowler. Beide lehnten es ab, in einer 
Zeit knapper finanzieller Ressourcen einem wohlhabenden Land wie der Bundesrepublik 
Aufschub beim Devisenausgleich zuzugestehen, während die eigene Bevölkerung zusätz- 
liche Mittel für den Vietnam-Krieg aufbringen r n ~ ß t e . ~ '  McNamaras Junktim zwischen 
deutschen Ausgleichszahlungen und amerikanischer Tmppenstärke resultierte also aus 
dem Bestreben nach innenpolitischer Absichemng und technischer Durchhhrbarkeit des 
Vietnam-Krieges.)' 

Der amerikanische Verteidigungsminister begann schon fnihzeitig, der Bundesregie- 
rung seine Position hinsichtlich der deutschen Zahlungsverpflichtungen klar zu machen. 
Im Mai 1966 konfrontierte er seinen deutschen Amtskollegen, Kai-Uwe von Hassel, mit 
der Warnung, daß die USA die Stärke der amerikanischen Truppenpräsenz von der Höhe 
der deutschen Devisenausgleichszahlungen abhängig machen würden. Er drohte damit, 
daß die USA gegebenenfalls einseitige Entscheidungen treffen würden, falls die Bundes- 
regiening sich nicht bereit war, im Sinne amerikanischer sicherheitspolitischer Interessen 
zu handeln." Offensichtlich war McNamara der Ansicht, daß die Bundesrepublik bei 
konfligierenden Interessenslagen zwischen Bonn und Washington - hier die Bitte um 
Aufschub der Rüstungskäufe, dort die Konzentration auf Südost-Asien und Burden- 
Sharing - ihre Interessen hintanstellen müßte. Der Bundesrepublik wurde fur den Fall, 
daß sie ihre Devisenausgleichsverpflichtungen nicht erfiillen würde, mit dem scharfen 
Druckmittel der Tmppenreduziemngen gedroht. Im Pentagon war man sich bewußt, daß 
die Regierung Erhard Truppenreduziemngen als empfindliche Sicherheitseinbuße be- 
trachten mußte. McNamaras harte Gangart war jedoch keinesfalls nur in der Bundes- 
republik zu spüren. Verbündete wie Japan oder Großbritannien waren von seinem Be- 
streben, die amerikanische Verteidigungspolitik auf den Vietnam-Krieg zu konzentrieren, 
in gleichem Maße betr~ffen.'~ 

30 Vgl.ebd., S. 239-240. 
3 1 Vgl. dazu Deborah Shapley, Promise and Power. The Life and Times of Roben McNainara. Bo- 

ston: Litile, Brown 1993, S. 399300. 
32 McNamara, so Francis Bator, war sehr darum bemüht, dem US-Kongreß und insbesondere dem 

Mehrheitsführer im Senat, Sen. Mike Mansfield keine zusätzlichen Argumente an die Hand zu 
liefern, mit denen finanzielle und personelle Kürzungen im Milit2rhaushalt hätten unterstützt wer- 
den können. So Bator in einem Gespräch mit dem Verfasser. 12.1.1995, Cambridge, MA. 

33 Vgl. Treverfon, Dollar-Drain, S. 34f. 
34 ebd. 



Im Vorfeld des Besuches von Bundeskanzler Erhard Ende September 1966 in Wa- 
shington setzten sich die inneradministrativen Auseinandersetzungen fort. McNamara 
schlug vor, daß Johnson „[should] push hard for this form of fulfillment [vollständige 
Zahlung des alten Offsets bis Juni 1967; S.F.] of the current off~et."'~ Zusätzlich plädierte 
er für Einsparungen bei den Militärausgaben für die Region und sprach sich dafir aus, 
50.000 Soldaten aus Europa abzu~iehen.'~ Da er sich mit dieser Auffassung jedoch nicht 
durchsetzen konnte, stimmte er zunachst mit Rusk und Ball überein, daß versucht wer- 
den sollte, in Dreier-Gesprächen einen Kompromiß zu finden.'? 

Obwohl McNamara sich wenig von der deutschen Notlage beeindruckt zeigte, Iäßt 
sich seine harte Gangart dennoch nicht auf die Perzeption eines deutschen Sonderstatus 
zurückführen Seine Priorität galt allein dem Vietnam-Krieg. Er war bereit, dieser Ziel- 
setzung alles weitere unterzuordnen. Eine Singularisierung der Bundesrepublik fand zu 
keinem Zeitpunkt statt. Es bestand keine Gefahr einer Instrumentalisierung des deutschen 
Sonderstatus. Eine indirekte Wirkung der Alliierten Vorbehaltsrechte war demzufolge 
vor Beginn der Dreier-Gespräche nicht festzustellen. Würde sich die amerikanische Posi- 
tion in den Verhandlungen ändern? 

2.4. Die Dreier-Gespräche: Dominanz sicherheitspolitischer Anforderungen 

Nachdem es der Bundesregierung nicht gelungen war, die USA davon zu überzeugen, 
daß die Offset-Problematik bilateral geregelt werden sollte, hatte für sie in den am 
20. Oktober 1966 aufgenommenen Dreier-Gesprächen die Erhaltung der alliierten Prä- 
senz sicherheitspolitische Priorität. Mit Blick auf die prekäre Haushaltslage mußte ver- 
mieden werden, daß ein zu enges Junktim zwischen der Anzahl der stationierten Streit- 
kräfte und der Höhe deutscher Ausgleichszahlungen entstand. Um den Einfluß finanzieller 
Erwägungen möglichst gering zu halten, schlug die Bundesregierung vor, sich in den 
Verhandlungen zuerst mit der Frage der langfristigen Verteidigungsstrategie zu befassen, 
um auf dieser Grundlage die Devisenausgleichszahlungen fe~tzulegen.~~ Auf diesem Wege 
hoffte Bonn, trotz der angespannten finanziellen Situation massive Truppenreduzierun- 
gen vermeiden zu können. Nach wie vor wurde in Regierungskreisen auch die Sorge vor 
Prestigeeinbußen geäußert. Sie spielten jedoch offensichtlich eine wesentlich geringere 
Rolle als sicherheitspolitische Erwäg~ngen.'~ 

Der Leiter der amerikanischen Delegation bei den Dreier-Verhandlungen, John 
McCloy, zeigte für die deutsche Position Verständnis. Seine Definition amerikanischer 

35 McNamara, Memorandum for the President, September 19, 1966. McNamara und Fowler konfron- 
tierten Erhard während dessen Staatsbesuch in Washington Ende September offen mit ihrer harten 
Verhandlungsposition: „Bob [McNamara] hit hirn [Erhard] high, Fowler hit him low," a witness 
recalled. „I1 was brutal. Erhard [...I was no match.", zitiert in: Henry L. Trewhitt, McNamara. New 
York: Harper and Row 1971, S. 187. 

36 McNamara, Memorandum for the President, 19.9.1966. 
37 Vgl. Memo 10 President from Rostow, September 26, 1966. LBJ Library, Bestand Haftendom. 
38 Vgl. Hafrendorn, Kernwaffen und die Glaubwiirdigkeit der Allianz, S. 256. 
39 Vgl. Horst Mendershausen, Troop Stationing in Germany. Value and Cost. Santa Monica: RAND 

PR-5881 1968, S. 73. 



Interessen in Europa war kompatibel mit der von deutscher Seite angestrebten Fortset- 
zung der alliierten Truppenprasenz Aus diesem Grunde empfahl er Prasident Johnson 
Ende November 1966, die Themen Devisenausgleich und Truppenstationierung zu ent- 
koppeln - im Gegensatz zu der bisher in Washington vorherrschenden Auffassung -, um 
den Zusammenhalt der NATO nicht zu gefahrden 40 Er konnte sich allerdings mit diesem 
Vorschlag nicht durchsetzen. Das Junktim wurde weiterhin aufrecht erhalten Vor allem 
Verteidigungsminister McNamara hielt den Abzug von einer bis zwei Divisionen aus 
Deutschland und ihre Verlegung nach Vietnam für notwendig und die Aufrechterhaltung 
des Junktims fir  unerlaßlich, um ein Hochstmaß an Flexibilitat in der Frage der Dislozie- 
rung amerikanischer Truppen sicherzustellen 4' 

Im Verlauf des Verhandlungsprozesses zeigte sich McNamara verstärkt von den Ge- 
fahren möglicher britischer Truppenreduzierungen überzeugt und bat die Bundesregie- 
rung zusammen mit Rusk anläßlich des Besuches von Außenminister Brandt im Februar 
1967, alles zu veranlassen, um ein Scheitern der Dreier-Gespräche zu   er hindern.^^ Der 
Appell wurde in Bonn verstanden und förderte dort die Bemühungen, eine Kompromiß- 
Iösung zu finden. Neben der bereits vorher getroffenen Zusage, das laufende Offset- 
Abkommen zu erfüllen, ging die Bundesregierung in der Frage des künftigen Devisen- 
ausgleichs bis an das Äußerste ihrer finanziellen Möglichkeiten, um amerikanische und 
britische Truppenreduzierungen zu verhindern. Auch die amerikanische Bereitschaft, im 
Interesse des Bündniszusammenhaltes sich auf eine gemeinsame Vorgehensweise zu 
verständigen, war groß. 

Bevor in den Dreier-Gesprachen eine Kompromißformel gehnden wurde, kam es 
noch einmal zu Meinungsverschiedenheiten zwischen Rusk und McNamara Inzwischen 
war deutlich geworden, daß ohne amerikanische und britische Truppenrückfuhrungen 
keine Losung fur die Offset-Problematik gefunden werden konnte In Washington konn- 
ten sich aber Verteidigungs- und Außenminister nicht darauf einigen, wieviele Truppen 
im Rahmen eines Rotationsplans zeitweise in die USA zuruckverlegt werden sollten 41 

Johnson entschied sich fir  Rusks Vorschlag, der eine geringere Anzahl an Streitkraften 
rotieren lassen wollte McNamara intervenierte ein letztes Mal im April 1967, und drohte 

40 Vgl. Conclusions and Recommendations, Schreiben von McCloy an Präsident Johnson (0. Dat.), 
LBJ Library, Bestand Haftendom; sowie HoJendorn, Kernwaffen und die Glaubwürdigkeit der Al- 
lianz. S. 261. 

41 Vgl. ebd. S. 262. 
42 Vgl. Background Paper: Trilateral Discussions of Force Levels in Germany and Related Issues. 

Visit of FRG Vice Chancellor Willy Brandt. Febmary 1967, LBJ Library, Bestand Haftendorn. 
43 Der amerikanische Verhandlungsführer McCloy lehnte jegliche Tmppenreduziemngen ab. In ei- 

nem Memorandum an Johnson hob er allerdings einige aus seiner Sicht positive Aspekte des von 
Rusk vorgeschlagenen Rotationsplanes hervor. Vgl. LBJ Library, Bestand Haftendom. Für den 
Fall, da4 Johnson den Plänen McNamaras zustimmen würde, drohte McCloy, die Verhandlungs- 
fühmng niederzulegen. In einem Gespräch Anfang März 1967 erläuterte ihm daraufhin der Präsi- 
dent, wamm Rückverlegungen von Truppen in die USA unvermeidlich wären: „I can go down to 
the Hill and I can make a Speech against a cut, and that hvo divisions would be a bad thing; you 
know what? I wouldn't get 25 votes." Die Situation im Kongreß würde ihn, so der Präsident, zwin- 
gen, Kürziingen zu besctiließen. Vgl. Memorandum for the Record: Subject: President's Comrersa- 
tion with John McClov concerning US Position, Wednesday March 1, 1967, S. 6. LBJ Library, Be- 
stand Haftendorn. 



der Bundesrepublik mit Truppenabnigen. Er konnte sich jedoch wiederum nicht durch- 
setzen. Präsident Johnson lehnte es ab, auf diese Weise Druck auf die Bundesrepublik 
auszuüben und zeigte sich ein weiteres Mal kompromißbereit." Am 28. April 1967 
konnten die Verhandlungen erfolgreich abgeschlossen werden. Durch den Komprorniß 
wurde die Verteidigung der NATO zwar in geringem Maße geschwächt, die umfassen- 
den Nachteile eines umfangreichen Abzuges konnten jedoch vermieden werden. Johnson 
hielt sich konsequent an die Verhandlungsanweisungen fiir McCloy vom März 1967, in 
denen es hieß: „Force levels should be determined through agreement among the Allies 
on the basis only of security ~onsiderations."~~ Die USA hatten nicht einseitig reduziert, 
sondern versucht, deutsche und amerikanische Interessen zu verbinden, um den Bündnis- 
zusammenhalt nicht zu gefährden. 

2.5. Das Vorbehaltsrecht zur Truppenstationierung und die Offset-Problematik 

Weder im Vorfeld noch während der Dreier-Gespräche spielte das Alliierte Vorbehalts- 
recht zur Truppenstationierung eine entscheidende Rolle. Es kann nicht zur Erklärung 
des Verhaltens der beteiligten Akteure herangezogen werden. Die transatlantischen 
Außen- und Sicherheitsbeziehungen blieben in diesem Fall von einer politischen Thema- 
tisierung der Rechtsfragen unbeeinträchtigt. 

Die USA verzichteten vor und während der Dreier-Gespräche darauf, das Rechts- 
instrument direkt einzusetzen. Die Entscheidung, die Offset-Problematik nicht wie von 
der Bundesrepublik gewünscht in bilateralen Gesprächen 'vorzuentscheiden' beruhte auf 
sicherheitspolitischen Erwägungen und wurde auch so begründet. Auf diese Weise wollte 
sich die Johnson-Administration ihre Handlungsfahigkeit erhalten, um das amerikanische 
Engagement in Europa nicht aufgrund von innenpolitischem Druck zu gefahrden. Das 
Dreier-Verhandlungsgremium stellte sicher, daß die unvermeidlichen Truppenreduzie- 
rungen maßvoll blieben. Im Verlauf der Verhandlungen wurde deutlich, daß die USA ihr 
sicherheitspolitisches Engagement in Europa nicht in Frage stellten, sondern fortzusetzen 
gedachten. Truppenabzüge hätten eine kontraproduktive Wirkung gehabt. Die Aufrecht- 
erhaltung des amenkanischen Junktims zwischen deutschen Ausgleichszahlungen und der 
Anzahl der Streitkräfte in der Bundesrepublik war demnach nicht darauf zurückmfuhren, 
daß die USA einseitige Truppenreduzierungen durchsetzen wollten. Vielmehr dominierte 
das Bestreben, zu einer Lösung zu kommen, die den Allianzzusamrnenhalt sichern sollte. 
Die Vermutung, nach der die US-Administration versucht haben könnte, die in den 
Offset-Verhandlungen vereinbarten amerikanischen Truppenreduzierungen mit der 
Rechtskomponente der Alliierten Vorbehaltsrechte d~irchzusetzen, hat sich nicht bestä- 
tigt. Obwohl sich die Johnson-Administration ihrer Rechtsgrundlagen bezüglich der Sta- 
tionierung von Streitkräften in der Bundesrepublik bewußt war", nutzten die USA diesen 
rechtlichen Vorteil nicht als ein politisches Druckmittel. Obwohl vor allem Verteidi- 

44 Die Bundesregierung war mit einigen Details in bezug auf die abzuziehenden LuftwafTeneinheiten 
nicht einverstanden. Vgl. Hafiendon?, Kernwaffen und die Glaubwürdigkeit der Allianz, S. 280-281. 

45 Vgl. Trilateral Negotiations and NATO. LBJ Library, Bestand Haftendorn. 
46 Vgl. Memorandum for the Guidance of Mr. McCloy, in: FRUS, 1964-68, S. 357-360. 
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gungsminister McNamara die Ansicht vertrat, daß die Bundesregierung bei Nichtefil- 
lung ihrer Devisenausgleichsverpflichtungen mit Reduzierungen in der Streitkräfiestärke 
rechnen müßte, wurden diese Forderungen nie mit rechtlichen Argumenten begründet. 
Aus sicherheitspolitischen Erwägungen bestand innerhalb der Johnson-Administration 
Konsens darüber, daß eine Verhandlungslösung erreicht werden ~ol l te .~ '  

Ebensowenig lassen sich auf amerikanischer Seite Hinweise auf eine indirekte Wir- 
kung der Rechtskomponente der Alliierten Vorbehaltsrechte finden McNamaras harte 
Gangart gegenüber der Bundesrepublik und deren Zahlungsschwierigkeiten lag nicht in 
der Auffassung begründet, Bonn aufgrund seines rechtlichen Sonderstatus amerikanische 
Entscheidungen aufzwingen zii können. Die Alliierten Vorbehaltsrechte wirkten nicht auf 
indirekte Weise. McNamaras Denken und Handeln war 1966167 völlig vom Vietnam- 
krieg dominiert. Zudem verhandelte er in vergleichbaren Situationen mit anderen Part- 
nern der USA ebenso kompromißunwillig, wenn die Vietnam-Politik betroffen war. 

Auch die Bundesregierung griff während der Offset-Verhandlungen nicht auf das 
Instrument der Alliierten Vorbehaltsrechte zurück. Die Vermutung, daß Bonn die auf 
Grund der ausstehenden Devisenausgleichzahlungen drohenden Truppenreduzierungen 
der USA mit dem Hinweis auf die in den Alliierten Vorbehaltsrechten enthaltene Ver- 
antwortlichkeitskomponente zurückgewiesen hat, konnte nicht bestätigt werden. Zwei 
Begründungen erscheinen denkbar: Zum einen wäre es Bonn schwer gefallen zu argu- 
mentieren, daß die USA im Rahmen der geplanten Truppenreduziemngen ihre Verant- 
wortlichkeiten zum Schutze der Bundesrepublik verletzen würden. Nicht einer der ame- 
rikanischen Truppenreduzierungsvorschläge hätte die Aufrechterhaltung der Verteidi- 
gungsfahigkeit gefährdet. Zum anderen verliefen die deutsch-amerikanischen Koordinati- 
onsbemühungen spätestens seit Beginn des Jahres 1967 in einer sehr kooperativen Atmo- 
sphäre, so daß die Instrumentalisierung der Alliierten Vorbehaltsrechte seitens der Bun- 
desrepublik nicht notwendig war. Ohne viel erreichen zu können, wäre auf diesem Wege 
höchstens der rechtliche Sonderstatus der Bundesrepublik öffentlich thematisiert worden. 
Daran aber war Bonn nicht gelegen. 

Bei der Diskussion über das Junktim zwischen Ausgleichszahlungen und dem Umfang 
der alliierten Truppen befurchtete die Bundesregierung, der deutsche Sonderstatus 
könnte im Rahmen der Offset-Problematik thematisiert werden. Die Bundesrepublik 
hatte die Sorge, mit dem Junktim würde der Eindruck erweckt, daß Bonn Stationie- 
rungskosten an Besatzungsmächte zahlen würde.48 Neben Prestige- und Statusgründen 
spielten dabei sicherlich auch politische Kalkulationen eine Rolle, die eigene Verhand- 
lungsposition international nicht zusätzlich schwächen zu wollen. Hier wirkte - zum ein- 
zigen hlal in der Offset-Problematik - die Existenz der Alliierten Vorbehaltsrechte indi- 
rekt auf die außenpolitischen Überlegungen der Bundesregierung ein. Es kam allerdings 

47 „The occupation nghts were not important [in the Trilaterals, S.F.1. They did not play a role in US 
calculations. That was high politics." Mit dieser Aussage wollte Francis Bator seine Einschätzung 
unterstreichen, da8 in sicherheitspolitischen Fragen von dieser Tragweite Entscheidungen auf po- 
litischer und nicht auf rechtlicher Grundlage getroffen wurden. Vgl. Gespräch mit Bator, 
12.1.1995. 

48 Vgl. HnPencforn. Kernwaffen und die Glaub~wiirdigkeit der Allianz, S. 240-24 1. 



zu keinem Zeitpunkt zu einer innenpolitischen Debatte über die beschränkte Souveränität 
der Bundesrepublik. Außerdem beruhte die deutsche Ablehnung des amerikanischen 
Junktims hauptsächlich auf sicherheitspolitischen Erwägungen. Vor allem deswegen 
wurde der außenpolitische Handlungsspielraum der Bundesrepublik durch die Alliierten 
Vorbehaltsrechte nicht beeinträchtigt. 

3. Zwischen politischer Gleichberechtigung und ,, Fellachentun? "7 Die Bundesrepu- 
blik und die alliierten Truppen in der Übergangsphase des internationalen Sy- 
stemwandels 

„Wie souverän ist Bonn?" fragte der Kölner Stadtanzeiger im Herbst 1 98849 und brachte 
damit die kontroverseste sicherheitspolitische Debatte in der Bundesrepublik seit den 
Auseinandersetzungen um den NATO-Doppelbeschluß auf den Punkt. Seit dem Absturz 
von drei italienischen Kunstflugmaschinen während einer alliierten Flugschau auf dem 
amerikanischen Militärstützpunkt Ramstein in Rheinland-Pfalzso stritten Politiker, 
Rechtsexperten, Bürgerinitiativen und Militärs bundesweit über die Frage, „was die Alli- 
ierten Dabei wurde offensichtlich, daß anfangs selbst in den Chefetagen des 
Verteidigungsministeriums bezüglich der Rechtsbeziehungen zwischen den alliierten Sta- 
tionierungsstreitkräften und der Bundesrepublik Verwirrung herrschte. Das plötzliche 
Auftreten dieser Frage traf alle Beteiligten unvorbereitet. Jahrelang hatte diese Thematik 
in der öffentlichen Diskussion nur eine untergeordnete Rolle gespielt. Die politische Bri- 
sanz entstand durch das Spannungsverhältnis dreier aufeinander bezogener Rechtskonfi- 
gurationen. Neben bundesdeutschem Hoheitsrecht spielten alliiertes Vertragsrecht und 
Alliierte Vorbehaltsrechte eine Rolle. 

Im Rahmen der nach dem Unglück von Ramstein im Spätsommer 1988 begonnenen 
Souveränitätsdebatte thematisierten die Beteiligten vor allem die Grundlagen der Statio- 
niemng ausländischer Truppen in der Bundesrepublik, aber auch das transatlantische 
Verhältnis. Hatte die innenpolitische Debatte Konsequenzen fiir die deutsch- 
amerikanischen Beziehungen? War die Entscheidung der Bundesregierung, in einem 
Notenwechsel am 25. September 1990, wenige Tage nach Unterzeichnung des 2+4- 
Vertrages in Moskau, die Uberprüfung der Bestimmungen des Zusatzabkommens zum 
NATO-Truppenstatut zu beantragen, auf innenpolitischen Druck zurü~kzuf?ihren?~~ Wie 
reagierten die USA auf die Souveränitätsdebatte? Beeinflußte die Diskussion über die 
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49 Vgl. Wie souverän ist Bonn? In: K6lner Stadtanzeiger, 2.1 1.1988. 
50 Bei der Flugschau in Ramstein kamen am 28.8.1988 die drei italienischen Kunstfiugpiloten sowie 

67 Zuschauer ums Leben. 
51 Vgl. Helmut Lölhoffel, Was dürfen die Alliierten alles? In Bonn weiter Verwirmng über Konipe- 

tenz der US-Truppe, in: Frankfurter Rundschau (zit. als FR), 1.1 1.1988. 
52 Vgl. Notenwechsel zu dem Abkommen mischen den Parteien des Nordatlantikvertrages über die 

Rechtsstellung ihrer Truppen vom 19.6.1951 und zu dem Ziisatzabkommen zu diesem Abkonimcn 
vom 3.8.1959 nebst zugehörigen Ubereinkünften vom 25.9.1990, abgedmckt in: BGB1, 1990/II, S. 
1251. 



deutsche Souveräniät in Truppenstationierungsfragen den außenpolitischen Handlungs- 
spielraum der Bundesrepublik? 

3.1. Reaktionen der Bundesregierung auf die Souveränitätsdiskussion nach dem Unglück 
von Ramstein 

Als Rupert Scholz im Frühjahr 1988 das Amt des Bundesverteidigungsministers über- 
nahm, sah sich die Hardthöhe bereits seit einigen Monaten mit dem Problem wachsender 
Ablehnung von militärischen Tiefflügen in der Bevölkerung konfrontiert. Neben der 
Lärmbelastung klagten die Bürger immer häufiger über die Gefährlichkeit dieser Ubun- 
gen. Anfang 1988 waren zuerst ein fränzösischer Jet und später eine amerikanische F-16 
in der Nähe eines Kernkraftwerkes abgestürzt. Scholz, wie schon seine Vorgänger, be- 
gegnete zu Beginn seiner Amtszeit den Protesten der Bürger mit Gleichgültigkeit. Die 
fiiiher regional begrenzte Tiefflugdiskussion weitete sich aber rasch zu einem bundespo- 
litischen Streitthema aus." Seit den Auseinandersetzungen um den NATO-Doppel- 
beschluß Anfang der achtziger Jahre verfolgte die deutsche Bevölkerung sicherheitspoli- 
tische Themen mit zunehmendem Interesse.j4 Hinzu kam, daß durch die intensive Abrü- 
stungsdiskussion das Gefühl einer unmittelbaren Bedrohung schwand. Die Bereitschaft, 
für die Verteidigungsfahigkeit Opfer in Kauf zu nehmen, sank kontinuierlich. 

Die Katastrophe von Ramstein am 28. August 1988, bei der 70 Menschen starben, 
führte dazu, daß sowohl die Tieffiugdiskussion wieder neu entflammte, als auch eine 
bundesweite Auseinandersetzung über die deutsche Souveränität begann. Gerade letzte- 
res, so vermutete die New York Times ironisch, versuchte Scholz zu vermeiden, indem 
er direkt nach dem Unglück ein allgemeines Verbot von Flugschauen fur „alle Zeiten"5s 
verkündete. Kaum ausgesprochen, sorgte diese Entscheidung sofort fiir Verwirrung und 
Unsicherheit bei Politikern und Pressevertretern. Durfte der deutsche Verteidigungs- 
niinister den Drei Mächten Flugveranstaltungen wie die von Ramstein überhaupt verbie- 
ten?" Seit diesen Tagen ließ sich - wie die Bundesregierung im Verlauf der Ereignisse 
feststellen mußte - die politische Verbindung zwischen Truppenstationierungsfragen und 
deutschen Souveränitätsbeschränkungen bis zur Wiedervereinigung im Oktober 1990 
nicht mehr auflösen und nahm an innenpolitischer Relevanz zu. 

Das zentrale Dokument, das die Rechtsbeziehungen im Dickicht von konkurrierenden 
Rechten, Pflichten und Kompetenzen zwischen den ausländischen Stationieningstruppen 
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53 James M. Adarirharti, Jet Roar Puts NATO at War With West Gerrnans, in: International Herald 
Tribune (zit. als IHT), 11.8.1988. 

54 Vgl. Thornas Risie-Kappen. Die Krise der Sicherheitspolitik: Neuorientierungen und Entschei- 
dungsprozesse im politischen System der Bundesrepublik Deutschland 1977-84. Mainz: Grüne- 
wald-Kaiser 1988: Kurt Kister, Tiefflieger übcr einem Netz dcs Ärgers. in: Süddeutsche Zeitung 
(zit. als SZ). 17.10.1988. 

55 Vgl. Rarnstein. in: Stuttgarter Nachrichten. 3 .  9. 1988. 
56 S c r g  Schnie»~ann. Gernians Question Their Sovereignt~. in: New York Tinies (zit. als NYT), 

19.9.1988: Vgl. dazu außerdeni die ausweicliende Antwort des Sprechers des Verteidigungsmini- 
steriums, Wirifried Du~ickel. auf die Frage, ob Scholz ein generelles Tiefnugverbot auch vor 
Ramstein hätte ausprechen können. in: Verteidipngsministcr Scholz vcrbictet Kunstfiugvorfüh- 
rungen ,,für alle Zukunft", in: SZ. 30.8.1988. 



und der Bundesrepublik regelte, war das NATO-Truppenstatut mit seinem Zusatzab- 
kommen." Das Truppenstatut galt in allen NATO-Mitgliedsstaaten, in denen Truppen 
der Verbündeten stationiert waren. Im Unterschied zu den anderen Stationierungsländern 
war mit der Bundesrepublik jedoch zusätzlich ein Zusatzabkommen abgeschlossen wor- 
den, in welchem den Verbündeten weitergehende Sonderrechte eingeräumt wurden.58 Im 
deutschen Recht ist eine Zusammenarbeit mit den Verbündeten vorgesehen: Nach $ 24 
des Deutschen Lufiverkehrsgesetzes sind Veranstaltungen wie der Flugtag von Ramstein 
genehmigungspflichtig. Weiterhin bestimmt 3 30 den deutschen Verteidigungsminister als 
zuständige Instanz für das Genehrnig~ngsverfahren.~~ Die Verbündeten haben jedoch 
einen Rechtsanspruch auf die Genehmigung von Flugtagen." Dieses Recht wird außer- 
dem in dem NATO-Standardisierungsabkommen (STANAG) bestätigt, welches zum 
Zeitpunkt des Absturzes von Ramstein erst zwei Jahre zuvor aktualisiert worden war. 
Das STANAG regelt darüber hinaus auch die Sicherheitsbestimmungen.'' Ende der 
achtziger Jahre wurde mehrfach deutlich, welchen großen politischen Interpretations- 
spielraum die Rechtssituation bot.'? 

57 Zu der Entstehungsgeschichte des Tnippenstat~ts vgl. Kapitel 1.2. 
58 Zu den zahlreichen Sonderrechten der Verbündeten, die das Zusatzabkommen festschrieb. vgl. 

Barisch/Sauder, Rechtliche Grundlagen. S. 55-61. Während es in Art. I1 des NATO- 
Truppenstatuts von 1951 heißt, daß die ausländischen Tnippenkontingente die Pflicht haben, „das 
Recht des Aufnahmestaates zu achten", wird in Art. 45 und 46 des Zusatzabkommens die Rechts- 
lage in Genehmigungs- und Durchführungsfragen militärischer Übungen und Verantstaltungen be- 
schrieben. Vgl. An. I1 NATO-Tmppenstatiit, in: NATO-Truppenstatut und Ziisatmereinbarungen. 
Gesetz zum NATO-Tmppenstatut und zu den Zusatzvereinbarungen mit Unterzeichnungsprotokoll 
zum Zusatzabkommen und ergänzenden Abkommen. München: Beck 1987 (J  Aufi.), S. 38-39. Die 
Bundesregierung fuhrte in ihrer Denkschrift zum Tmppenstatut aus, daß nach ihrer Ansicht die 
Neuregelung des Manöverrechts sicherstellt, ,,daß - von Ausnahmen abgesehen - die einschlägigen 
Vorschriften deutschen Rechts auch von den ausländischen Streitkräften beachtet werden und da8 
den deutschen Behorden in deni erforderlichen Umfang ein Mitspracherecht bei der Planung und 
Durchführung der Ubungen zusteht." ebd., S. 28. Danach haben ausländische Truppen das Recht. 
außerhalb ihrer Liegenschaften zu üben, wenn dies zur ,,Erfüllung ihrer Verteidigungsaufgabe er- 
forderlich ist". Dieses Recht wird in Art. 46 nochmals ausdrücklich fur den deutschen Luftraum 
bestätigt. Weiter heißt es in Art. 45, daß .,für die Ausübung dieses Rechts [...I die fur die Abhal- 
tung von Manövern und anderen lhungen mangebenden VorschriHen deutschen Rechts" gelten. 
Vgl. Art. 45 Abs. 1 und Art. 46 Abs. 1 Zusatzabkommen zum NATO-Truppenstatut, ebd., S. 145; 
sowie S. 155-56. Siehe dazu auch die Position der Bundesregierung. ebd. S. 148-15 1. 

59 Bundesregierung strebt eine Andemng des NATO-Tmppenstatuts nicht an in: Frankfurter Allge- 
meine Zeitung (zit. als FAZ), 1.9.1988. 

60 Nach dem deutschen Luftverkehrsgesetz darf die Genehmigung öffentlicher Luftfahrtveranstaltun- 
gen nur dann versagt werden, „wenn die Annahme gerechtfertigt sei, d& die öffentliche Sicherheit 
oder Ordnung durch sie gefährdet werden könne", vgl. 21, Abs. 2 Luftverkelirsgesetz, in: BGBI, 
1981A, S. 61-78 (68); 5 30, Abs. 2, ebd. S. 71; sowie Die Amerikaner hatten einen Anspruch auf 
die Genehmigung des Flugtages, in: FAZ, 24.2.1989. 

61 Zu der Frage nach dem Verhältnis zwischen NATO-Abkommen und nationalem Recht befragt, 
antwortete der Berliner Rechtsprofessor Albrecht Randelzhofer vor dem Untersuchungsaiisschuß 
des Bundestages zur Katastrophe in Ramstein, daß das NATO-Abkommen höher einzustufen sei 
als nationales Recht. Somit sei, so der Rechtsexperte, das STANAG völkerrechtlich vereinbart und 
verbindlich. Über das STANAG hinausgehende Anfordemngen aus dem Deutschen Luftfahrtrecht 
hätten keine Rechtsbindung für die Verbündeten. Experten: Vgl. Flugtag-Genehmigung war kor- 
rekt, in: SZ, 11.11.1988. 

62 So unterstrich Prof. Randelzhofer in seiner Aussage vor dem Untersuchungsausschuß zwar, daß 
den Verbündeten die Durchfühmng von Flugtagen nicht autoritativ untersagt werden dürfte, es 



Die komplizierte Rechtsdiskussion uber die Vereinbarkeit von NATO-Abkommen und 
nationalem Recht wurde durch die politische Verbindung zwischen Zusatzabkommen 
und Alliierten Vorbehaltsrechten mit msatzlichem Zundstoff angereichert. Sowohl die 
Alliierten Vorbehaltsrechte als auch das Zusatzabkommen zum NATO-Truppenstatut 
hatten ihren Ursprung im Deutschlandvertrag bzw im originaren Besatz~ngsrecht.~~ 
Hinter dem Vorbehaltsrecht zur Truppenstationierung und dem Zusatzabkommen stan- 
den zum Zeitpunkt ihrer Beschlußfassung vergleichbare politische Absichten der Drei 
Machte Auf diese Weise entstand ein faktisch-politischer Zusammenhang 64 

Das Bundesverteidigungsministerium machte nach dem Ungluck von Ramstein wider- 
sprüchliche Angaben uber die Rechte und Verantwortlichkeiten der Bundesrepublik und 
der Alliierten bei der Bewilligung und Durchfuhrung von Flugtagen '' Bundeskanzler 
Helmut Kohl hingegen ließ sich nicht auf eine Diskussion uber Rechtsfragen ein, sondern 
stellte den politischen Charakter der sofort nach dem Absturz aufgenommenen deutsch- 
amerikanischen Konsultationen in den Vordergrund So versicherte er vor dem Deut- 
schen Bundestag, daß er bei seinem bevorstehenden Besuch in Washington „das Problem 

gleichzeitig aber keinesfalls so sei, dai3 „überhaupt keine Genehmiyngspfliclit vorliegt". Vgl. ebd. 
Zur umstrittenen Rechtslage vgl. Hilfreiches Wetter, in: FAZ, 3.1.1989. 

63 Während der Vertrag die Bestimmungen der Alliierten Vorbehaltsrechte noch explizit niederlegt, 
heißt es in An. 8 (1) (b) S a a  2 Deutschlandvertrag: „Die neuen Vereinbarungen werden auf der 
Grundlage des in London am 19.6.1951 zwischen den Parteien des Nordatlantikpaktes über den 
Status ihrer StreitkrSte unterzeichneten Abkomnlens [NATO-Truppenstatut, S.F.] getroffen, er- 
gänzt durch die.jenigen Bestiiiimungen. die im Hinblick auf die besotjderen I..'erhAltnisse in bezug 
auf die in der Bundesrepublik stationierten Streitkräfte erforderlich sind." (Hervorhebung des Ver- 
fassers) 

64 In Art. 8 des Deutschlandvertrages wurden alle beteiligten NATO-Länder, jedoch insbesondere die 
Unterzeichner des Deutschlandvertrages, damit beauftragt, das NATO-Truppenstatut um ein Zu- 
satzabkommen mit der Bundesrepiiblik zu ergänzen. Was mit den in Art. 8 angesprochenen 
„besonderen Verhältnissen" gemeint war, die als Begründung für die abzuschließenden Sonder- 
rcgelungen angeführt wurdeii. wird bei der Betrachtung des politischen Kontextes der weiteren 
Bestimmungen des Deutschlandverlrages verständlicher. Die in Rechts- und Verantwortlichkeits- 
komponente zusammengefai3tcii Funktionen 'Schutz vor Deutschland' und 'Schutz für Deutsch- 
land' der Alliierten Vorbehaltsrechte kennzeichneten Mitte der fünfziger Jahre die Politik der Drei 
Machte gegenüber der Bundesrepublik. Diese waren damals noch nicht bereit, die Bundesrepublik 
als völlig souveränen Siaat in das Atlantische Bündnis aufzunelimen. Der Beitritt einer gleichbe- 
rechtigten Bundesrepublik zur Atlantischen Allianz wäre damals in keinem NATO-Mitgliedslaiid 
akzeptiert worden. Es erschien daher ratsam, einige Kontrollrnechanismen beizubehalten. Darauf- 
hin wurden diese ursprünglich in1 Deutschlandvertrag enthaltenen Vorbehalte im Zusatzabkom- 
men zum NATO-Tmppenstatiit in Vertragsrecht überftihrt. Beide dienten dazu. Kontrolle und Mit- 
sprache über militärische Entwicklungen in der BRD zu sichern. Beide beschrieben den rechtlichen 
Sonderstatus der Bundesrepublik. 

65 Serge Sck»~enra~in. West Germans Ban Air Force Shows. Dcfense Minister Acts After Collisioii of 
3 Italian Jcts That Killed Gver 40, in: NYT, 30.8.1988; sowie Siegmar Schelling, Minister Scholz: 
Auch Verbündete haben deutsches Recht zu achten, in: Weli am Sonntag, 4.9.1988. Scholz mußte 
ini Februar 1990 vor den] Ramstein-Untersuchunasausschuß seine Aussage. nach der seine Ent- 
scheidung über die Genehmigung von ~1ugtagen"auch für die verbünde;; Streitkrafte bindend 
war, korrigieren. Der Verteidimngsniinister bestätigte den Rechtsanspruch der Amerikaner auf die 
~enehrnigung des Fliigtages. Die& ~ e c h t s a n s ~ r u ~ l i  beinhaltete zwar keine Garantie der Geneli- 
migung durch deutsche Behörden. Deutlich wurde aber, daß das Verteidigungsniinisterium diese 
Genehmigung nur unter bestimmten Bedingungen verweigern durfte. Ein einseitig verkündetes 
Fliigtaperbot aiif die Alliierten auszudehnen. war demnach also rechtswidrig. Vgl. Die Amerika- 
ner hatten einen Anspruch auf die Geiielimigring des Flugtages. in: FAZ, 24.2.1989. 



zur Sprache zu bringen" und klären wollte, „was geht und was nicht geht".b5 Das 
I Bundeskanzleramt versprach sich von dieser Reaktion zweierlei: Zum einen sollte Parla- 

mentariern und Offentlichkeit demonstriert werden, daß Bonn sich in wichtigen Fragen 
gleichberechtigt mit Washington an den Verhandlungstisch setzen und sich um politische 
Lösungen bemühen k~nn te .~ '  Da nach den Flugzeugabstürzen von Ramstein die Gefahr 
bestand, daß in der Bundesrepublik die Diskussion über Tiefflüge wieder neu aufflammen 
könnte, beabsichtigte die Bundesregierung, Entschlossenheit und Handlungsfahigkeit 
gegenüber den Alliierten zu demonstrieren. Zum anderen sollte den Verbündeten versi- 
chert werden, daß Bonn an der bisherigen Praxis festhalten wollte, nach der in Fragen 
der Truppenstationierung in direkten Gesprächen mit den Partnern nach politischen Maß- 
regeln und nicht nach den starren Rechtsgrundsätzen des Zusatzabkommens entschieden 

In dieser Weise war die Erklärung des Bundeskanzlers zu verstehen, in der er 
betonte, daß die Bundesregierung nach Ramstein keinesfalls an eine Uberprüfung des 
Zusatzabkommens dachte, obwohl eine Uberprüfung rechtlich möglich gewesen wäre." 
Um diese Ziele zu verwirklichen, einigte sich Bonn mit den Verbündeten darauf, die 
Problematik der alliierten Tiefflüge und der Flugtage in einer bündnisinternen Arbeits- 
p p p e  auf Staatssekretärsebene zu lösen.'0 Es zeigte sich jedoch, daß es der Bundes- 
regierung auf diese Weise nicht gelang, die beginnende Souveränitätsdiskussion in der 
Bundesrepublik zu kontrollieren 

Es war nicht verwunderlich, daß die Oppositionsparteien im Bundestag und in den 
Ländern begannen, den Verteidigungsminister scharf zu kritisieren. Der Beschluß des 
Haushaltsausschusses des Bundestages, der Luftwaffe Haushaltsmittel für Tiefflüge zu 
sperren, bis die Bemühungen der Hardthöhe um eine weitere Verringerung von Tief- 
flügen Erfolg hatten, veranschaulichte jedoch, daß der neue Verteidigungsminister bereits 

66 Kohl will mit Washington über Flugtage reden, in: SZ, 8.9.1988. 
67 Der von Scholz zum Beauftragten fur die Verhandlungen mit den Alliierten ernannte Staatssekre- 

tär im Bundesverteidigungsministerium Peter Kurt Würzbach gab sich dann auch nach ersten 
Gesprächen betont selbstbe~vui3t: Es werde ein hartes Stück Arbeit werden, aber er sei entschlossen, 
einen für die BRD vernünftigen Kompromiß zu erzielen. Vgl. Martin S. Lambeck, Beschränkung 
der Tiefflüge. Alliierte sollen mitmachen, in: Hamburger Abendblatt, 24.10.1988. 

68 Sofort begann man in Bonn, in direkten Gesprächen mit den USA nach politischen Msungen zu 
suchen, in denen Rechts- und Souveränitätsfragen eine nur geringe Rolle spielten. Vgl. Schme- 
mann, Germans Question, in: NYT, 19.9.1988. 

69 Vgi. Bundesregiemng strebt eine Ändemng des Nato-Tmppenstatuts nicht an, in: F a ,  1.9.1988. 
Im Falle des Zusatzabkommens zum NATO-Tmppenstatut waren im Unterschied zum Deutsch- 
landvertrag andere, flexiblere Kündigungs- und Uberprüfungsmodalitäten festgelegt. Die Bundes- 
republik verpflichtete sich zwar, „ihr Kündigungsrecht nur aus dringenden Gründen und nur nach 
Konsultationen mit den Regiemngen der Entsendestaaten" in Anspmch zu nehmen. In Art. XIX, 
Abc. 1 NATO-Tmppenstatut wurde den Unterzeichnenden aber zugesichert, jederzeit einseitig den 
Vertrag kündigen zu können. Die Bundesregierung hatte nach Art. 82c.(ii) des Zusatzabkommens 
zuni Tmppenstatut das Recht ,jederzeit auf Antrag [...I hinsichtlich einer oder mehrerer Bestim- 
mungen. wenn ihre weitere Anwendung [...I f i r  sie besonders belastend oder iinzumutbar sein 
würde", das Abkommen überprüfen zu lassen. Vgl. NATO-Tmppenstatut und Zusatzvereinbamn- 
gen, S. 253. 

70 Vgl. Scholz, Tiefflüge werden gerechter verteilt, in: Bild-Zeitung, 16.9.1988. Scholz Bestreben, in 
engen Abstimmungsprozessen mit den Verbündeten nach politischen Lösungswegen zu suchen, 
wird auch deutlich in einem am 22.9.1988 veröffentlichten Interview mit dem Nachrichtenmagazin 
Stern. 



wenige Monate nach Amtsantritt auch in seiner Fraktion nicht mehr unumstritten war." 
Die SPD signalisierte mit dem Aufwerfen der Souveränitätsdebatte im Herbst 1988, daß 
sie aus dem bis dahin bestehenden Konsens ausgebrochen war, nach dem Fragen der 
Tmppenstationierung zwischen den USA und der Bundesrepublik auf politischem Wege 
gelöst wurden." Der Beschluß des Haushaltsausschusses konnte als erstes Anzeichen 
dabr bewertet werden, daß ein ähnliches Umdenken nun auch in der Regierungskoalition 
begonnen hatte. 

Nachdem sich die Befirchtung der Opposition, daß die geheime US-Einsatztruppe 
Wuclear Emergency Search Team, kurz NEST) in der Bundesrepublik operieren würde, 
womit Bonn weitere Souveränitätsbeschränkungen hätte hinnehmen müssen", als falsch 
herausgestellt hatte, sorgte der Absturz einer amerikanischen A-10 Thunderbolt I1 am 8. 
Dezember 1988 in ein Wohngebiet in Remscheid f i r  ein erneutes Aufflammen der Sou- 
veräniätsdiskussion. Sie war in diesem Fall noch stärker als nach dem Unglück von 
Ramstein mit der Debatte über Tiefflüge verbunden. Die Bundesregierung sah sich ver- 
anlaßt, die vom Staatssekretär im Verteidigungsministehm, Peter Kurt Würzbach, eigen- 
mächtig verkündete Entscheidung, sofort alle deutschen sowie alliierten Tiefflüge bis 
Ende des Jahres abzusagen, nicht zu korrigieren, obwohl sie ohne Abstimmung mit Ver- 
teidigungsrninister Scholz und gegen dessen Willen getroffen wurde.14 Angesichts der 
immer ablehnenderen Haltung der Bevölkerung gegenüber Tiefflügen - im Dezember 
1988 hielten laut Bild am Sonntag 88% der Bundesbürger Tiefflüge für überflüssig - 
wurde jedoch in der CDUICSU-Fraktion hinter vorgehaltener Hand der Entscheidung 
Würzbachs zugestimmt. Auch der Verteidigungsausschuß sprach sich mit deutlicher 
Mehrheit f ir  die Aussetzung militärischer Ubungsflüge aus.'' Obwohl der Bundeskanzler 
seinen Verteidigungsminister öffentlich in Schutz nahm, der an der bisherigen Praxis 
festhalten wollte, setzte er diesen mit seinem Votum für eine drastische Verringerung 

71 Vgl. Einfälle gegen Einsicht, in: FAZ, 14.10.1988: Haushaltsausschuß sperrt Gelder für Tiefflüge 
der Bundesluftwaffe sowie Die Sperre, beide in: Stuttgarter Nachrichten, 14.10.1988. Der General- 
Anzeiger in Bonn vermutete zusätzlich eine „Polit-Schau" der Koalitionsabgeordneten, die wegen 
ihrer haushaltspolitischen Wirkungslosigkeit „sich im heimischen Wahlkreis gut verkaufen las- 
sen", aber am Umfang der Tiefflüge nichts ändern würde; vgl. Nur eine Demonstration, in: Bonner 
Generalanzeiger, 14.10.1988. 

72 Vgl. Kap. 2.2. 
73 Vgl. Ärger über geheime US-Truppe, in: FR, 3 1.10.1988. Nachdem Bundeskanzler Kohl sich per- 

sönlich in die Diskussion um NEST einschaltete und mit US-Präsident Ronald Reagan die Thema- 
tik besprach, veröffentlichten die USA den geheimen Vertragstext. Das NEST-Abkommen betont 
dann auch tatsächlich gemeinsame, kooperative Vorgehensweisen im Notfall; Vgl. USA veröffent- 
lichen NEST-Vertrag, in: SZ, 14.11.1988; sowie Sten Ahrtenson, Offen bleibt, ob das „Nest" ein 
Kuckucksei birgt, in: Stuttgarter Zeitung, 3.11.1988. 

74 Würzbacli hatte trotz ausdrücklicher Direktive seines Ministers seine Entscheidung nicht korrigiert 
und gegenüber warnenden Stimmen seiner Mitarbeiter beschlossen, „den Minister außen vor zu 
lassen; Vgl. Nach Telephongespräcli mit Scholz traf Würzbach eigene Entscheidung, in: Die Welt, 
19.12.1988. 

75 Koalition billigt Tiefflug-Verbot, in: General-Anzeiger, 23.12.1988; sowie Klaus Dreher, Die Ziel- 
scheibe: Scholz oder Kohl?, in: SZ, 27.12.1988. Auch der damalige Generalsekretär der CDU, 
Volker Rühe, mischte sich in die Debatte ein. Er schlug vor, 50 Prozent der Tiefflüge zu streichen. 
Scholz wies das alles „reine Spekulation" zurück. Vgl. Minister Scholz korrigiert Rühe, in: Die 
Welt, 7.1.1989. 



von Tiefflügen unter Druck. Würzbachs eigenmächtige Entscheidung wurde daher auch 
nicht nickgängig gemacht. 

In dieser heiklen Situation kamen die USA ihrem deutschen Verbündeten ZLI Hilfe. Sie 
signalisierten schnell Verständnis f i r  die innenpolitischen Zwänge der Bundesregierung 
und fochten die eigenmächtige deutsche Entscheidung nicht öffentlich an.76 Bonn hätte 
nämlich keinesfalls ohne Zustimmung der Verbündeten ein einseitiges Tiefflugverbot 
verkünden dürfen. Die Rechtslage war zumindest 'auslegungsbedürftig'. Dem Bundes- 
kanzler war dies bekannt. Eine Verringerung der Tiefflüge der Verbündeten könne, so 
Kohl gegenüber der Presse, nur mit deren Zustimmung erreicht werden." Die innenpoli- 
tischen Folgen eines amerikanischen Vetos gegen das Verbot wären für die Bundesregie- 
rung katastrophal gewesen. Eine daraus resultierende noch engere Verknüpfung der 
emotional geführten Tiefflugdebatte mit der Frage nach der deutschen Souveränität hätte 
die Bundesrepublik unter erheblichen politischen Druck gesetzt - mit unkalkulierbaren 
Folgen für das transatlantische Verhältnis. Zudem gab es in Bonn Befürchtungen, daß 
eine intensivere Souveränitätsdebatte die in den Vorbehaltsrechten festgeschriebene Ver- 
antwortung der Alliierten f i r  Deutschland als Ganzes hätte in Frage stellen können. Die- 
ses rechtliche Unterpfand der deutschen Einheit wollte die Bundesregierung aber keines- 
falls aufgeben.18 

Die USA verstanden den Zusammenhang zwischen der deutschen Tiefflugdebatte und 
der innenpolitischen Auseinandersetzung über die Souveränität der Bundesrepublik. Es 
war somit hauptsächlich auf die kooperative Haltung Washingtons zurückzuführen, daß 
sich die Debatte über die deutsche Souveränität nach Remscheid nicht noch ver~chärfte.'~ 
In Bonn wurden die politischen Signale aus den Vereinigten Staaten begrüßt. Diese er- 
möglichten es der Bundesregierung, das Tiefflugverbot nicht zurücknehmen zu müssen 
und sich später mit den Verbündeten über die Zukunft militärischer Ubungsflüge in 
Deutschland unterhalten zu können. Auf diese Weise wurde verhindert, daß sich die 
Souveränitätsdiskussion unkontrollierbar ausweitete und zu einem außenpolitischen Pro- 
blem entwickelte. Wieder einmal hatten Washington und Bonn in einer Krisensituation 
demonstriert, daß in Truppenstationierungsfragen nicht das Beharren auf Rechtsstand- 
punkten, sondern politische Abstimmungsprozesse die gemeinsame Vorgehensweise 
bestimmten. Sobald der Bündniszusammenhalt bedroht erschien, wurden Rechtsfragen 
ausgeklammert. Rechtlich zweifelhafte Entscheidungen der Bundesregierung wurden von 
den USA im Nachhinein sogar ausdrücklich gebilligt. 

In einer Bundestagsdebatte im Mai 1990, in der das Parlament über die ein Jahr zuvor 
von der SPD-Fraktion eingebrachte Große Anfrage zur Rechtsstellung alliierter Truppen 

76 Auch direkt nach dem Unglück in Remscheid kam es, obwohl offenkundig bei den Rettungsarbei- 
ten Schwierigkeiten zwischen amerikanischen Militärbehörden und zuständigen deutschen Stellen 
auftraten - so blieb es 2.B. lange unklar, ob das abgestürzte Flugzeug scharfe Munition mitführte - 
nicht zu Beeinträchtigungen des deutsch-amerikanischen Verhältnisses; Vgl. Stares, Allied Rights, 
S .  12. 

77 Tiefflüge unter 150 Metern sollen eingestellt werden, in: SZ, 14.1.1989. 
78 Scholz, Die deutsche Frage ist ungelöst, in: Akzent, Nr. 12, Dezember 1988, S. 4. 
79 Vgl. Hier wird nicht Labrador verteidigt, Interview mit Scholz, in: Der Spiegel, 9.1.1989, S. 27. 



auf dem Gebiet der Bundesrepublik diskutiertes0, bestritten führende Außenpolitiker die 
Notwendigkeit, nach der Wiedervereinigung die Rechtslage überprüfen zu müssen. Die 
souveräne Bundesrepublik stehe, so der Staatsminister im Auswärtigen Amt, Helmut 
Schäfer, in ständigem direkten Kontakt mit ihren Verbündeten, ihre Interessen stießen 
bei diesen auf Verständnis. Bonn, so Schäfer weiter, werde „wie bisher [seine] rechtli- 
chen Möglichkeiten voll ausschöpfen [...I, soweit Anpassungen an die sich verändernden 
Gegebenheiten nötig sind". Dazu sah aber die Koalition im Mai 1990 keine Veranlas- 
sung. Der Unionspolitiker Karl Lamers erklärte in der gleichen Debatte, daß seiner Mei- 
nung nach „überhaupt keine Gründe fur eine Änderung der Rechtsgrundlagen [...I beste- 
hen".8' Nur wenige Monate später, kurz nach den Feiern zur Wiedervereinigung, bean- 
tragte die Bundesregierung jedoch eine Uberprüfung des Zusatzabkommens zum NATO- 
Truppenstatut. Neben den Ergebnissen der 2+CVerhandlungen, den veränderten sicher- 
heitspolitischen Rahmenbedingungen und dem seit der Entstehung der Bundesrepublik 
vorhandenen Bestreben aller Regierungen, deutsche Souveränitätsdefizite abbauen zu 
wollen, spielten bei dieser Entscheidung auch die innenpolitischen Auseinandersetzungen 
über die deutsche Souveränität eine Rolle. 

3.2. Die parlamentarische Opposition 

Schon bald nach der Katastrophe von Ramstein im August 1988 hatte die SPD die An- 
kündigung ihres Vorsitzenden, Hans-Jochen Vogel, wahr gemacht und eine ,,kritische 
Auseinandersetzung mit den Verantwortli~hen"~~, insbesondere mit der Bundesregierung, 
über Fragen der Truppenstationierung begonnen. Dabei versuchte sie aus dem offenkun- 
digen Bemühen der Bundesregierung, eine Debatte über die deutsche Souveränität zu 
vermeiden, politisches Kapital zu schlagen. Wenn sich an dem unerträglichen Rechts- 
zustand nichts ändern würde, argumentierte der SPD-Sicherheitsexperte Egon Bahr, 
drohe den Deutschen das „Fella~hentum".~~ Mit solchen und ähnlichen argumentativen 
Geschützen gelang es der Opposition aus SPD und Grünen, die Bundesregierung unter 
Druck zu setzen. Dabei bediente sie sich häufig ungewohnter nationalistischer Töne. 

Es lag vor allem an dem geschickten Taktieren der SPD, daß nach dem Unglück von 
Ramstein die Problematik der deutschen und alliierten Tiefflüge mit der Frage nach dem 
Grad der Souveränität verbunden wurde. Die Abrüstungsinitiativen Gorbatschows und 
die Wandlungsprozesse in Mittel- und Osteuropa halfen den Bemühungen der Sozialde- 
mokraten. Diesen gelang es in der Folge, die abnehmende Bereitschaft der Bevölkemng, 
persönliche Opfer wie die Belastungen durch tieffliegende Jets hinzunehmeng4, mit der für 
die Bundesrepublik nachteiligen Rechtslage über die Stationierung von Truppen in Be- 

80 Vgl. Gleichberechtigte Partnerschaft im Bündnis. GroBe Anfrage der SPD-Bundestagsfraktion vom 
9.3.1989, Deutscher Bundestag, 11. Wahlperiode, Bundestagsdrucksache 1114158. 

81 Auszüge aus der Bundestagsdebatte vom 31.5.1990 über die Große Anfrage der SPD, in: Das Par- 
lament, Nr. 26.22.6.1990. 

82 Verteidigungsminister Scholz verbietet Kunstfiugvorfühtungen ,,für alle Zukunft", in: SZ, 
30.8.1988. 

83 SPD möchte „Besatzungsrecht" der drei Westmichte beenden, in: FR, 24.8.1989. 
84 Turbulenzen, in: Rheinische Post, 19.12.1988. 



ziehung zu setzen. Der SPD gelang es auf diesem Wege, die Bundesregierung in eine 
innenpolitisch bedrängte Lage zu manövrieren. 

Die Regierung KohlIGenscher lehnte einen völligen Tiefflugstop aus politischen und 
militärstrategischen Gründen ab. Hätte sich die Bundesregiemng die Forderung der Op- 
position nach einem Verbot aller Tiefflüge zu eigen gemacht, wäre sie im Bündnis rasch 
isoliert gewesen. Ein deutscher Alleingang war also ausgeschlossen und hätte auch im 
Falle einer uneingeschränkten rechtlichen Souveränität der Bundesrepublik keinen Erfolg 
gehabt. Die Frage nach der eingeschränkten Souveränität war also im Zusammenhang 
mit der Tiefflugproblematik falsch gestellt, denn es gab im Herbst 1988 keine Alternative 
zu alliierten Tiefflügen im deutschen Luftraum. Parteichef Vogel tat es nach dem Un- 
glück von Ramstein trotzdem und erweckte damit den Eindruck, als ginge es in der De- 
batte primär um Rechts- statt um Bündnisfragen, Habe man, so fragte Vogel, in der 
Bundesrepublik überhaupt die letzte Entscheidung darüber, was auf eigenem Territorium 
geschehe?85 

Die SPD hatte erkannt, daß sie die Bundesregierung mit dem Thema der einge- 
schränkten Souveränität in die Zange nehmen und die innenpolitischen Auseinanderset- 
zungen im Herbst 1988 bestimmen konnte. Sie setzte daher die Souveränitätsdebatte 
fort. Die stellvertretende Vorsitzende der SPD, Herta Däubler-Gmelin, forderte im No- 
vember 1988 die Bundesregierung auf, die bestehenden Abkommen über Hoheitsrechte 
alliierter Truppen mit den USA neu zu verhandeln und erwähnte ausdrücklich das Zusatz- 
abkommen zum NATO-Truppenstatut. Die SPD-Politikerin begründete ihre Forderung 
u.a. auch mit dem Unglück in Ramstein und der Tiefflugproblematik. Da offensichtlich 
noch viele Rechte der Alliierten auf deutschem Boden beständen, müßten diese jetzt „auf 
den Tisch" und notfalls neu verhandelt werden. Es gehe nicht, daß eine andere Macht 
[die USA, S.F.] „im wesentlichen hier das Sagen hat". Sie schlug vor, bald mit den Alli- 
ierten zu sprechen, da der „Krieg lange vorbei" sei.86 

Die Positionen der SPD in der Souveränitätsfrage wurden zunehmend legalistischer. 
Mit keinem Wort wurde erwähnt, daß sich in Fragen der Truppenstationierung zwischen 
den Verbündeten ein gut funktionierendes System politischer Konsultationen entwickelt 
hatte.87 Innenpolitisch hatte die Strategie der SPD jedoch Erfolg: Je legalistischer die 
Opposition argumentierte, desto stärker geriet die Bundesregierung unter innenpoliti- 
schen Druck. Dies führte im Dezember 1988 erstmals zu politischen Konsequenzen: 
Obwohl es sich bei dem Flugzeugabsturz von Remscheid wiederum, wie schon beim 
Unglück von Ramstein, nicht um einen Tiefflugunfall handelte, gelang es der SPD, den 
Zusammenhang zwischen Tiefflug und Souveränität zu thematisieren. Die Bundesregie- 

85 Kohl will mit Washington über Flugtage reden, in: SZ, 8.9.1988. 
86 Bonn: Keine Hoheitsrechte abgegeben, in: Die Welt, 1.11.1988. Die Aussagen von Däubler- 

Gmelin, in: Die SPD fordert Verhandlungen über Rechte der Alliierten, in: FAZ, 1.11.1988. 
87 Auffallig war allerdings, daß die Forderung nach einem vollständigen Tiefflugverbot nur von we- 

nigen aunen- und sicherheitspolitischen Experten der SPD ausdrücklich unterstutzt wurde. Nicht 
alle wurden dabei so deutlich wie der ehemalige Veneidigungsminister Hans Apel, der vor einer 
vollständigen Einstellung von Tiefflügen warnte. Vgl. Apel: Tiefflüge nicht ganz entbehrlich, in: 
FAZ, 4.1.1989. 



rung hätte das vorschnell verkündete dreiwöchige Tiefflugverbot mit der Begründung, 
daß ihre eigenmächtige Entscheidung nicht von der bestehden Rechtslage gedeckt sei, 
zurückziehen können. Dies konnte sie sich aber innenpolitisch nicht mehr erlauben. Sie I 

bescherte so der Opposition einen ersten greifbaren politischen Erfolg.88 I 

Mit Hilfe einer Großen Anfrage zur 'Partnerschaft im Bündnis', die die SPD im März 
1989 im Bundestag einbrachte, setzte sie ihre erfolgreiche Oppositionspolitik fort. In 
einer Anhörung des Bundestages forderte der SPD-Politiker Egon Bahr, „besatmngs- 
rechtliche Zöpfe" abzuschneiden. Sie seien nicht mehr zeitgemäß. Die Truppen der Ver- 
bündeten seien als Gäste willkommen, nicht aber als „Herren". Die SPD wollte die Frage 
der Souveränität zu einem Hauptthema im folgenden Bundestagswahlkampf machen.'' 
Die Bundesregierung hatte jedoch Glück. Als Folge der politischen Veränderungen der 
Jahre 1989/90 konnte sie sowohl eine Beantwortung der Großen Anfrage umgehen als 
auch die Souveräniätsdiskussion aus dem Bundestagswahlkampf 1990 verbannen. Die 
Angriffe der Opposition hatten aber Spuren hinterlassen. 

3.3. Die USA: Politische Kooperation statt rechtlicher Blockadepolitik 

Die USA verfolgten mit ihrer Haltung in der Frage der deutschen Souveränität folgende 
Ziele: Zum einen sollte die technische Verteidigungsfahigkeit der NATO-Einheiten in 
Europa auf höchstmöglichem militärischen Niveau erhalten werden. Zum anderen ging es 
darum, den Fortbestand der westlichen Allianz zu gewährleisten. Dies hing vor allem von 
der fortgesetzten Präsenz amerikanischer Streitkräfte in der Bundesrepublik ab. Die mili- 
tärischen und politischen Grundlagen dieser Präsenz waren also entscheidend und durften 
keinesfalls gefährdet werden. 

Obwohl das von Verteidigungsminister Scholz direkt nach dem Unglück von Ramstein 
im Herbst 1988 einseitig ausgesprochene generelle Verbot von militärischen Flugschauen 
in Washington mit Erstaunen quittiert wurde, da man auf amerikanischer Seite gerne 
vorher konsultiert worden wäre, tat das deutsche Vorpreschen dem transatlantischen 
Verhältnis keinen Abbruch. Da die Bundesregierung sofort Forderungen der Opposition 
nach einer drastischen Reduzierung von Tiefflügen entgegentrat, kam es nicht zu transat- 
lantischen Verstimm~ngen.~ Die Irritationen über das eigenmächtige deutsche Flugtag- 
verbot konnten in bilateralen Gesprächen ausgeräumt werden. Dabei überwog auf ameri- 
kanischer Seite das Verständnis f ir  die bei der Entscheidung ausschlaggebenden innen- 
politischen Motive der Bundesregierung. Die umstrittene Rechtsgrundlage der Entschei- 
dung wurde weder von amerikanischen Militärs noch von Politikern in Washington the- 
matisiert. Eine Rechtsdiskussion mit der Bundesregierung hätte die Zusammenarbeit in 
Truppenstationierungsfragen nur erschwert. Statt dessen unterstrichen die Vereinigten 
Staaten, daß sie bereit seien, mit Bonn politisch zu kooperieren, anstatt rechtlich zu 
blockieren. 

88 Tiefflüge wieder fast in vollem Umfang, in: SZ, 4.1.1989. 
89 SPD möchte „Besatzungsrecht" der drei Westmächte beenden, in: FR, 24.8.1989. 
90 West Germans Ban Air Force Shows. in: NYT, 30.8.1988. 



Auch im weiteren Verlauf der immer intensiveren Tiefflugdebatte in der Bundesrepublik 
verhielten sich die USA sehr kooperativ und versuchten, der Bundesregierung in der sich 
verschärfenden innenpolitischen Situation zur Seite zu stehen9' Ebenso wie diese gaben 
auch die USA zu verstehen, daß sie es vorziehen würden, wenn Diskussionen über mög- 
liche Neuverhandlungen des Zusatzabkommens vermieden werden könnten. Mögliche 
abträgliche Auswirkungen auf das transatlantische Verhältnis sollten verhindert werden. 
US-Botschafter Richard Burt vermutete, daß sich eine Debatte in der Bundesrepublik 
über das Zusatzabkommen und die Präsenz der USA auf deutschem Territorium negativ 
auf die Haltung der amerikanischen Administration, des Kongresses und der Öffentlich- 
keit in den USA über den weiteren Verbleib ihrer GIS in Europa auswirken könnte. 
Stattdessen wollten die USA auf deutsche Vorstellungen pragmatisch eingehen. Nach 
dem Unglück von Ramstein demonstrierten Washington und Bonn politische Geschlos- 
senheit und einigten sich auf eine gemeinsame Linie, mit der trotz sinkender Zustimmung 
in der Bevölkerung auch kiinflig begrenzte Tiefflugübungen in Deutschland durchgeführt 
werden sollten.92 

Die amerikanische Bereitschaft, sich in Stationierungsfragen gegenüber der Bundes- 
regierung kooperativ zu verhalten, war auch in der Auseinandersetzung über die amen- 
kanische Antinuklearterrorgruppe NEST unverkennbar. Um der Souveränitätsdiskussion 
in der Bundesrepublik die Grundlage zu entziehen, beschloß die amerikanische Regie- 
rung, den Text des bilateralen Abkommens an die deutsche Presse zu geben. Damit 
wollte Washington nach eigenem Bekunden erreichen, daß „die Diskussion in Deutsch- 
land beendet und klar wird, daß die nationale Souveranität in der Bundesrepublik in 
keinster Weise eingeschränkt wird."q3 

Bereits wenige Wochen später stellten die USA erneut ihre kooperative Einstellung in 
Stationierungsfragen gegenuber Bonn unter Beweis. Die Sorge um die Folgen der an- 
haltenden Diskussion über die Präsenz amerikanischer Streitkräfte auf deutschem Boden 
ließ es den USA ratsam erscheinen, der Bundesregierung erneut entgegenzukommen. 
Washington akzeptierte die Entscheidung Bonns, das von Staatssekretär Würzbach nach 
dem Unglück von Remscheid eigenmächtig verkündete dreiwochige Tiefflugverbot nicht 
zurü~kzunehmen.~~ In der Militärfkhrung wurde zwar daraufhingewiesen, daß in den 

91 Angesichts der immer lauter werden Forderungen nach einer Reduzierung der Tiefflugübungen, 
stimmten die Verbündeten zu, die im Herbst 1988 etwa 60 Prozent der Tiefflüge über Westdeutsch- 
land absolvierten, in einer Arbeitsgruppe auf Staatssekretärsebene gemeinsam über eine Neuvertei- 
lung der Belastungen nachzudenken. 

92 Schmemann, Germans Question Their Sovereignty, in: NYT. 19. 9. 1988: sowie Weitere Reduzie- 
rung der Tiefflüge, in: Die Welt, 19.9.1988. 

93 Stephan-Andreas CusdorSf, USA veröffentlichen NEST-Vertrag, in: SZ, 14.1 1.1988. Die Tages- 
zeitung Die Welt hatte bereits vor der amerikanischen Veröffentlichung der NEST-Vereinbarungen 
zutreffend kommentiert. daß die deutsche Souveränität in der Zusammenarbeit mit den USA „zwar 
formell durch gewisse durchaus im deutschen Interesse liegende alliierte Vorbehalte eingeschränkt 
ist, in der Praxis aber uneingeschränkt funktioniert". Enno V. Loewenstein, Das Fettnäpfchen, in: 
Die Welt, 10.1 1.1988. 

94 Air Forces Temporarily Halt Some Flights Over Germany, in: NYT, 13.12.1988. Bereits vorher 
hatten sich die USA bereiterklärt, ihre Tiefflüge zu reduzieren und dies mit der Vorlage eines 
Zeitplanes demonstriert; Vgl. US-Plan für Vermindemng der Tiefflüge vorgelegt, in: General- 
Anzeiger (Bonn), 3.11.1988. 



Jahren zuvor die Tiemüge bereits um 40 Prozent gekürzt worden waren. Einige wenige 
begannen zu fragen, ob die Bundesrepublik noch bereit sei, für die Verteidigungsfahig- 
keit des Westens Opfer zu bringen9' Einflußreiche Militärs wie beispielsweise der Ober- 
befehlshaber Europa der NATO, General John Galvin, äußerten jedoch in mehreren Pres- 
seinterviews Verständnis für die Beschwerden der Bunde~bürger.~~ Auch in Washington 
wurden diese Beschwerden nicht auf die leichte Schulter genommen. Die USA waren 
sich bewußt, daß die Stationierungsgrundlagen amerikanischer Truppen in der Bundes- 
republik nur durch enge sicherheitspolitische Kooperation mit der und nicht gegen die 
Bundesrepublik, nur mit Zustimmung der und nicht gegen die Bevölkerung gesichert 
werden k~nnten.~ '  Die amerikanische Regierung verzichtete darauf, ihre Stationierungs- 
rechte zu thematisieren, um die innenpolitische Situation in der Bundesrepublik nicht 
noch zusätzlich zu verschärfen. Im Unterschied zu den Sozialdemokraten in der Bundes- 
republik, die deutsche Souveränität und das transatlantische Verhältnis in Truppen- 
stationierungsfragen streng nach den bestehenden Rechtsgrundlagen beurteilten, wie sie 
im Zusatzabkommen zum Truppenstatut definiert waren, und deren Angriffe gegen die 
Politik der Bundesregierung in den USA rnißtrauisch verfolgt wurden, argumentierten 
die USA also weniger legalistisch als vielmehr politisch. 

Obwohl sich die USA des rechtlichen Sonderstatus der Bundesrepublik bewußt waren, 
betrachteten sie die Sonderregelungen des Zusatzabkommens aber als politisch zweit- 
rangig und instrumentalisierten sie auch in politisch brisanten Situationen weder direkt 
noch indirekt.98 Die Vorfalle von Ramstein und Remscheid fiihrten also zu keiner nen- 
nenswerten Einschrankung des außenpolitischen Handlungsspielraumes der Bundesre- 
publik. 

3.4. Die Entwicklung nach der Vereinigung Deutschlands 

Am 25. September 1990, zwei Wochen nach der Unterzeichnung des 2+4-Vertrages in 
Moskau, vereinbarte die Bundesrepublik in einem Notenwechsel eine Uberprüfung des 

95 Aucli NATO-Generalsekretär Manfred Wömer wies auf die gewachsenen Sorgen im Bündnis über 
die Diskussionen in der Bundesrepublik hin; Vgl. Interview von Worner mit der Zeitung Welt am 
Sonntag, 29.1.1989. 

96 Vgl. Kar1 Feldnayer, Bei wiederholten Tieffiugverboten würde man einen Rückschlag erleiden, in: 
FAZ, 22.12.1988. Die Bundesregierung wurde dann auch nicht müde, immer wieder zu betonen, 
daß man sicli entweder in intensiven Gesprächen mit den USA über die anstehenden Probleme 
verständige oder daß es bereits amerikanische Kooperationsergebnisse zu vermelden gäbe. 

97 Der Oberbefehlshaber der amerikanischen Lufistreitkrafte in der Bundesrepublik, General William 
Kirk, wies in diesem Zusammenhang draufhin, daß „wenn die Deutschen auf einer drastischen Re- 
duziemng der Tiemüge bestehen, wir deutlich machen werden, d& wir das fiir falsch halten, aber 
wir werden uns beugen". Vgl. Siegfried Thielbeer, An Tiefflügen hängt die Vomerverteidigung, 
in: F M ,  16.1.1989. 

98 Auffällig war vorallem nach dem Unglück von Remscheid, daß von amerikanischen Regierungs- 
Vertretern kaum Außerungen zum deutsch-amerikanischen Verhältnis zu hörcn waren und der 
Kommandeur des Dritten US-Air-Force Geschwaders, General Anderson, seine Kritik an dem ein- 
seitig verkündeten Tiefllugverbot der Bundesregierung nicht rechtlich begründete sondern das ge- 
meinsame Interesse an einer funktionstüchtigen Luftverteidigung henlorhob; Vgl. Suspended 
Flights to Hamper NATO, U.S. General Says, in: IHT, 14.12.1988. 



Zusatzabkommens und leitete damit eine grundlegende Revision der Rechtsgrundlagen 
zur Truppenstationierung ein.99 Diese Entscheidung war aus mehreren Gründen notwen- 
dig geworden. Zum einen enthielt das Zusatzabkommen eine Revisionsklausel, nach der 
es dann überprüft werden mußte, wenn der Vertrag über die Stationierung ausländischer 
Streitkräfte in der Bundesrepublik vom 22. Oktober 1954 (Aufenthaltsvertrag) überprüft 
würde.'" Der Aufenthaltsvertrag verlor seine Geltung mit der Friedensregelung fiir 
Deutschland.''' Der Revisionsantrag stand zudem in der Kontinuität deutscher Außen- 
politik, da seit den fünfziger Jahren jede Bundesregierung bestrebt war, deutsche Souve- 
ränitätsdefizite abzubauen. 

Die USA schlugen im August 1990 vor, in bilateralen Verhandlungen sich über Ergän- 
zungen zu den Stationiemngsabkommen zu einigen.''' Uberrascht nahm Washington zur 
Kenntnis, daß einige Beamte im Auswärtigen Amt das Zusatzabkommen zum NATO- 
Truppenstatut vollständig neu verhandeln wollten. Sie waren jedoch darüber erleichtert, 
daß Außenminister Hans-Dietrich Genscher in enger Abstimmung mit seinem amerikani- 
schen Kollegen James Baker einschritt und die Situation bereinigte.''' Die Verhandlun- 
gen zwischen den Stationierungsländern und der Bundesrepublik über eine Revision des 
Zusatzabkommens, die am 5 .  September 1991 in Bonn begannen, gestalteten sich jedoch 
komplizierter als von den USA erhofft.'" Das lag vor allem daran, daß sich die Bundes- 
republik nicht, wie Washington vorschlug, mit der Überprüfung wichtiger Schwerpunkt- 
fragen zufrieden gab, sondern eine grundlegende Uberprüfung zahlreicher Details des 
Abkommens verlangte.Io5 

99 Vgl. Art. 2 des Notenwechsels zu dem Abkommen zwischen den Parteien des Nordatlantikvertra- 
ges über die Rechtsstellung ihrer Truppen vom 19.6.1951 und zu dem Zusatzabkommen zu diesem 
Abkommen vom 3.8.1959 nebst zugehörigen Übereinkiinften vom 25.9.1990, abgedmckt in: BGBI, 
1990/iI, S. 1251. 

100 Vgl. Art. 82a., Zusatzabkommen, in: NATO-Truppenstatut und Zusatzvereinbarungen, S. 253. 
101 Vgl. Aufenthaltwertrag, in: Verträge der Bundesrepublik, S. 609-613. 
102 Vgl. Phillip Zelikow and Condoleezza Rice, Germany Unified and Europe Transformed. A Study in 

Statecraft, Cambridge, MA: Harvard University Press 1995, S. 353. 
103 Ebd. S. 353f. Zelikow gab in einem Gespräch mit dem Autor Antonius Eitel, den damaligen Leiter 

der Rechtsabteilung im Auswärtigen Amt, als den die Diskussion auslösenden Ministerialbeamten an. 
104 Die USA hatten die Bundesregierung gebeten zu überlegen, ob der Schritt einer Generalüberprü- 

fung unbedingt nohvendig wäre, da eine grundlegende h r p r ü f u n g  einiger Detailfragen des Ab- 
kommens umfangreiche personelle und finanzielle Ressourcen binden sowie viel Zeit kosten wür- 
de. Vgl. den Verhandlungsfiihrer der amenkanischen Delegation, Botschafter Nelson Leddsky, Ge- 
spräch mit dem Verfasser, 19.6.1995, Washington, DC. 

105 Ebd. sowie Bartsch/Sauder, Rechtliche Grundlagen. An dieser Stelle ist es wichtig, auf eine inter- 
essante rechtliche Parallelität zwischen der Revisionsklausel des Deutschlandvertrages (Art. 10) 
und dem Rwisionsantrag der Bundesregiemng zum NATO-Tmppenstatut vom 25.9.1990 hinzu- 
weisen. Art. 10 bestimmt, daß eine Uberpnifung des Deutschandvertrages im Falle der Wieder- 
vereinigung oder der Bildung einer europäischen Föderation beantragt werden ktinnte. Im Antrag 
der Bundesregiemng zur Überprüfung des Zusatzabkommens hört sich das sehr ähnlich an: Dort 
heißt es. da8 die Vertragsparteien den Entwicklungen in Europa und in Deutschland, insbesondere 
der Vollendung der deutschen Einheit, Rechnung tragen. Interessanterweise tauchen diese über- 
pnifungskriterien in Art. 82 des Zusatzabkommens, dem Revisionsartikel, nicht auf. Durch die 
Ähnlichkeiten in den Formulierungen unterstrich die Bundesregiemng indirekt, dai3 das das Zu- 
satzabkommen faktisch den Alliierten Vorbehaltsrechten zugerechnet wurde und seine Uberprü- 
fung erst nach der Ablösung der Alliierten Vorbehaltsrechte durch den 2+4-Vertrag möglich uur-  
de. Vgl. Art. 10, Deutschlandvertrag, in: Rauschning, Rechtsstellung, S. 49; Art. 82, Zusatzab- 



Die innenpolitischen Angriffe der Opposition, die vor der Wiedervereinigung eine De- 
batte über die staatliche Souveränität der Bundesrepublik ausgelöst hatten, waren ver- 
mutlich mitverantwortlich dafür, daß die Bundesregierung in einer detaillierten Revision 
der Stationierungsgrundlagen eine Möglichkeit sah, zukünftige Souveränitätsdebatten ein 
für allemal verhindern zu können. Obwohl die USA zu bedenken gaben, daß sich der 
Prozeß der politischen Abstimmung in Einzelfällen bewährt hatte und man deswegen auf 
eine umfassende Revision verzichten könnte, widersetzten sie sich den deutschen Vor- 
stellungen nicht. Die USA stimmten dem Uberprüfungsbegehren Bonns zu, welches am 
15. Januar 1993 abgeschlossen werden konnte.'" Der innenpolitische Konsens zwischen 
Bundesregierung und Opposition konnte so wieder hergestellt werden. Die amerikani- 
sche Kooperationsbereitschaft trug dazu bei, daß es zu keinen nennenswerten transatlan- 
tischen Verstimmungen in der Truppenstationieningsfrage kam. 

3.5. Alliierte Vorbehaltsrechte und Truppenstationiening - Innenpolitischer Wirbel und 
außenpolitische Kontinuitat 

Die ersten Schreckensmeldungen über die Katastrophe von Ramstein im August 1988 
hatten die deutsche Offentlichkeit kaum erreicht, als in der Bundesrepublik eine Diskus- 
sion losgebrochen war, in deren Verlauf die Frage nach der deutschen Souveränität mit 
der Truppenstationierungsproblematik im Allgemeinen und der Auseinandersetzung über 
Tiemüge im Speziellen verbunden wurde. Diese Diskussion endete erst mit der deut- 
schen Wiedervereinigung im Oktober 1990. In der Souveränitätsdebatte kam dem Zu- 
satzabkommen aufgrund seiner politischen Nähe zu den Alliierten Vorbehaltsrechten 
besondere Bedeutung zu. Wie wirkten diese und das den Sonderstatus der Bundesrepu- 
blik unterstreichende Zusatzabkommen? In welcher Weise hatten die aus der Rechtslage 
abgeleiteten Rechts- und Verantwortungskomponenten eine Wirkung? Welche Folgen 
hatte diese auf das transatlantische Verhältnis und auf den außenpolitischen Handlungs- 
spielraum der Bundesrepublik? 

Die Vereinigten Staaten setzten die Rechtskomponente im Zuge der Debatten um das 
Zusatzabkommen weder direkt noch indirekt ein. Die Regierung in Washington stimmte 
weder nach Ramstein noch nach Remscheid mit der Vorgehensweise und dem Inhalt der 
Entscheidungen der Bundesregierung überein. Anstatt Bonn jedoch fiir seine rechtlich 
zweifelhafte Vorgehensweise zu kritisieren, half Washington der Bundesregierung innen- 
politisch, indem die USA und die Bundesrepublik gemeinsam versuchten, durch eine 
demonstrativ offene und enge Kooperation die Diskussion über die staatliche Souveräni- 
tät zu entschärfen. Es gelang in der Regel, unterschiedliche Standpunkte über Rechts- 
und Politikfragen zu bereinigen. Dies hatte aber nur begrenzte Auswirkungen auf die 
öffentliche Diskussion in der Bundesrepublik. 

kommen, in: NATO-Truppenstatut und Zusatzvereinbaningen. S. 82; sowie Notenwechsel der 
Bundesregierung zum Zusatzabkominen. 25.9.1990, in: BGBI. 1390111, S. 1231. 

106 Am 18.3.1993 wurde das neuverhandelte Zosatzabkomnicn paraphiert und im Frühjahr 1994 vom 
Deutschen Bundestag ratifiziert. Vgl. Bnrtsch/Sntrdei. Rechtliche Gmndlagcn, S. 78. 



Die Souveränitätsdiskussion in der Bundesrepublik, die nach Ramstein und Remscheid 
vor allem mit der Tiefflugproblematik verbunden wurde, erweckte in den USA die Be- 
fürchtung, dadurch könnten die Grundlagen der amerikanischen Präsenz gefährdet wer- 
den. Es war daher nicht verwunderlich, daß Washington weder zu den Vorbehaltsrechten 
noch zu seinen im Zusatzabkommen festgelegten Befugnissen griff, um beispielsweise 
den Wunsch nach einer Aufrechterhaltung möglichst umfangreicher Tiefflugübungen 
durchzusetzen. Dieses Vorgehen hätte nur kontraproduktiv gewirkt und zusätzliches 01 
auf die ohnehin schon hohen Flammen der innerdeutschen Souveranitätsdiskussion 
gegossen. Es lag daher im Interesse der USA, die Rechtskomponente weder direkt noch 
indirekt einzusetzen. Außerdem war Washington überrascht über die heftigen Angriffe 
der Opposition. Da die USA die Bundesrepublik als souveränen Staat und wichtigen 
Verbündeten betrachteten, trafen die Argumente der SPD auf Unverständnis. Sowohl aus 
sicherheitspolitischen Erwägungen als auch aus ihrem Souveränitätsverständnis heraus 
lag es den USA fern, die aus den Alliierten Vorbehaltsrechten abzuleitende Rechtskom- 
ponente politisch zu nutzen 

Die nach dem Unglück von Ramstein begonnene Diskussion über die deutsche Souve- 
ränität konnte sich bundesweit ausbreiten, da es der Opposition gelang, die Frage der 
Tiefflüge auf deutschem Territorium mit dem Stationierungsrecht zu verbinden, ins- 
besondere mit dem Zusatzabkommen zum NATO-Truppenstatut. Die Bundesregierung 
beantwortete die Angriffe der Opposition unzweideutig: Die Bundesrepublik sei, so be- 
tonte die Regierung in Bonn, wegen ihrer Position als gleichberechtigter Partner im 
Bündnis in der Lage, ohne Einschränkungen bei Truppenstationierungsfragen mit Hilfe 
von in der Praxis einwandfrei funktionierenden Kooperationsmechanismen mitzuent- 
scheiden. Dies entsprach auch der Realität. Hinzu kam jedoch das Bestreben, die öffent- 
liche Thematisierung des rechtlichen Sonderstatus der Bundesrepublik zu verhindern und 
die Verpflichtung der Drei Mächte, sich für die deutsche Einheit einzusetzen, nicht zu 
gefährden. Obwohl eine Überprüfung des Zusatzabkommens, rein rechtlich betrachtet, 
vor der deutschen Einheit möglich gewesen wäre, wurde dieser Schritt von der Bundes- 
regierung nicht in Erwägung gezogen. Zwischen dem Zusatzabkommen und den Alliier- 
ten Vorbehaltsrechten bestand ein politisch-faktischer Zusammenhang. Hätte sich die 
Bundesregierung entschlossen, vor dem 3. Oktober 1990 eine Uberprüfung des Zusatz- 
abkommens zu beantragen, um sich aus ihrer bedrängten innenpolitischen Lage zu befrei- 
en, so wären die noch wesentlich umfangreicheren Souveränitätsbeschränkungen durch 
die Alliierten Vorbehaltsrechte zum Thema öffentlicher Auseinandersetzungen gewor- 
den. Die Regierung hätte sich einer zweiten, jedoch wesentlich komplizierteren Souve- 
ränitätsdebatte stellen müssen. Die in den alliierten Rechten enthaltene Verpflichtung der 
Drei Mächte, sich fur die deutsche Einheit einzusetzen, war ein Grund dafür, daß die 
Bundesregierung eine Souveräniätsdebatte, bei der es vor allem um das mit den Alliierten 
Vorbehaltsrechten in einem politisch-faktischen Zusammenhang stehende Zusatzabkom- 
men gehen würde, vermeiden wollte. Die innenpolitische Dabatte hatte jedoch Spuren 
hinterlassen. Der Verlauf der nach dem Unglück von Ramstein begonnenen Diskussion 
über die deutsche Souveränität trug sicherlich dazu bei, daß die Bundesregierung nach 
der Erlangung der deutschen Einheit eine Revision des Zusatzabkommens anstrebte. 



Abschließend bleibt festzustellen, daß die Alliierten Vorbehaltsrechte in der Souveräni- 
tatsdebatte zwar zu innenpolitischen Beschränkungen fuhrteil, den außenpolitischen 
Handlungsspielraum der Bundesrepublik aber nicht nennenswert beeinträchtigten. Die 
Alliierten Vorbehaltsrechte spielten in den Konflikten zwischen Bonn und seinem ameri- 
kanischen Verbündeten keine wichtige Rolle. Dafur war die Kooperationsbereitschaft der 
USA ausschlaggebend, die sowohl vor 1989 als auch nach der Wiedervereinigung die 
innenpolitischen Zwänge der der Bundesregierung berücksichtigten. Diese Bereitschaft 
endete erst dort, wo der Auftrag der alliierten Streitkrafte, die Verteidigung Westeuropas 
sicherzustellen, in Gefahr geriet. Dieses sicherheitspolitische Ziel war Rechtsfragen über- 
geordnet. Trotz Turbulenzen in der deutschen Innenpolitik obsiegte im transatlantischen 
Verhaltnis Kontinuität. 

4. Alliierte Vorbehaltsrechie, au,ßenpolitischer Handlungsspielraum und internationa- 

le Rahnzenbedingungen 

Die Veränderungen in den internationalen Rahmenbedingungen bis zur deutschen Wie- 
dervereinigung verstarkten die Wirkung der Alliierten Vorbehaltsrechte in der innenpoli- 
tischen Diskussion in der Bundesrepublik uber Truppenstationierungsfragen. Den außen- 
politischen Handlungsspielraum der Bundesrepublik konnten die Alliierten Vorbehalts- 
rechte jedoch weder in der Offset-Problematik der sechziger Jahre noch zwanzig Jahre 
spater in den Auseinandersetzungen uber Tiefflug und Souveranitat nennenswert beein- 
flussen. Das lag insbesondere an den amerikanischen Interessen an atlantischer Sicherheit 
und Bundniszusammenhalt. 

Anders als in der Soweränitätsdebatte der achtziger Jahre wirkten die Alliierten Vor- 
behaltsrechte während der transatlantischen Auseinandersetzungen um das Offset- 
Abkommen nicht auf die deutsche Innenpolitik. Das war vor allem auf die unterschiedli- 
chen internationalen sicherheitspolitischen Rahmenbedingungen zurückzuführen. Trotz 
der Mitte der sechziger Jahre begonnenen Entspannungsphase in den Supermachtsbezie- 
hungen betrachtete die überwiegende Mehrheit der Bevölkemng die Sowjetunion nach 
wie vor als Hauptbedrohung deutscher Sicherheit. Die durch die Präsenz amerikanischer 
Truppen auf deutschem Gebiet vermittelte sicherheitspolitische Garantie der USA trug 
entscheidend dazu bei, diese Bedrohungsperzeption zu verringern. Dan Sicherheit ihren 
Preis hatte, war dabei auch unter erschwerten haushaltspolitischen Bedingungen in der 
Bevölkerung allgemein akzeptiert. 

Ende der achtziger Jahre hatten sich die internationalen Rahmenbedingungen gewan- 
delt Die sowjetischen Reformen sowie die amerikanischen Entspannungsbemuhungen 
verringerten die Bedrohungsperzeption in der Bundesrepublik und erhohten die innen- 
politischen Wirkungsmoglichkeiten der Alliierten Vorbehaltsrechte In der Bevolkerung 
wurden Fragen nach Sinn und Unsinn fortgesetzter Belastungen durch Truppenprasenz 
und damit im Kern nach der Berechtigung der eingeschrankten deutschen Souveranitat in 
der Stationieningspraxis lauter Die Argumente der SPD-Opposition, in denen darauf 
verwiesen wurde, daß die Bundesrepublik selbst im Falle der Ablehnung von alliierten 



Entscheidungen, die Stationierungsfragen betrafen, rechtlich eine nur eingeschränkte 
Mitsprache besaß, trafen auf Zustimmung und brachten die Bundesregierung in 
Bedrängnis. 

Zum Abschluß stellt sich die Frage, warum in beiden Fällen keine nennenswerten Ver- 
änderungen des außenpolitischen Handlungsspielraumes der Bundesrepublik durch die 
Alliierten Vorbehaltsrechte festzustellen waren Dafür war in ganz entscheidendem Maße 
die Politik der USA verantwortlich. Sowohl in den Offset-Verhandlungen als auch wah- 
rend der Souveräniätsdebatte Ende der achtziger Jahre verfolgten die USA das Ziel, den 
Zusammenhalt des atlantischen Bundnisses zu sichern und die Grundlagen der amerikani- 
schen politischen und militärischen Präsenz in Europa intakt zu erhalten. Beide Ziele lie- 
ßen sich nur zusammen mit der Bundesrepublik erreichen. Die rechtlichen Beschränkun- 
gen Bonns zu diesem Zweck zu nutzen (in der Form der direkten bzw. indirekten 
Rechtskomponente, wie es beispielsweise in einem Memorandum für John McCloy an- 
gedeutet wurde), hatte nur kontraproduktiv gewirkt. Aus diesem Grunde kooperierten 
die USA sowohl in den sechziger als auch Ende der achtziger Jahre eng mit der Bundes- 
republik 


